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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Verfassungsfragen

Die unmittelbar nach der Volksabstimmung durchgeführte Repräsentativbefragung Vox
zeigte, dass die neue Verfassung von den Sympathisanten der SP am besten unterstützt
worden war, und dass sie auch bei den Anhängern der FDP und der CVP sehr klare
Mehrheiten fand. Deutliche Nein-Mehrheiten ergaben sich dagegen bei den
Sympathisanten der SVP und bei Personen, die sich auf einer Links/Rechts-Skala als
weit rechts stehend einordnen. Die zum Teil unwahren Behauptungen in der
Propaganda der Kritiker der neuen Verfassung hatten bei den Nein-Stimmenden
offenbar ihre Wirkung entfaltet: In einer offenen Frage nach den Gründen für den
Entscheid wurde von den Gegnern am häufigsten die Angst vor einer Auflösung der
schweizerischen Staatsbürgerschaft und am zweithäufigsten die Angst vor dem Verlust
der Unabhängigkeit der Schweiz angegeben. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.04.1999
HANS HIRTER

Nationale Identität

Gemäss der Vox-Analyse ergaben sich bei den sozio-demographischen Merkmalen nur
relativ geringe Unterschiede in der Zustimmung. Paradoxerweise stimmten die Wähler
und Wählerinnen aus dem linken Spektrum der von den SD lancierten Initiative viel
stärker zu, als jene aus dem rechten Teil, was wiederum auf die unterschiedliche
Bedeutung der Initiative zurückzuführen war. Den einen ging es vor allem um einen
zusätzlichen bezahlten arbeitsfreien Tag, den anderen um den Bundesfeiertag. Der
positive Ausgang der Volksabstimmung konnte demzufolge kaum als Sieg der
Rechtsparteien interpretiert werden. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.09.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Obschon sich die SVP als einzige grosse Partei gegen die erleichterte Einbürgerung für
Ausländerinnen und Ausländer der dritten Generation stellte, konnte sie beim
Urnengang vom 12. Februar 2017 nur 45 Prozent ihrer Anhängerschaft mobilisieren und
wies damit die geringste Partizipationsrate aller Bundesratsparteien auf, wie die im
März 2017 veröffentlichte VOTO-Analyse zeigte. Die geringe Mobilisierung der SVP-
Anhängerschaft ging Hand in Hand mit dem Befund, dass der erleichterten
Einbürgerung von den Stimmenden rechts der Mitte weniger Bedeutung zugemessen
wurde als von jenen links der Mitte. 
Demgegenüber waren bei der letzten Abstimmung über die Einbürgerung der dritten
Generation im September 2004 noch 55 Prozent der SVP-Sympathisantinnen und
-Sympathisanten an die Urne gegangen; davon hatten 92 Prozent ein Nein eingelegt.
Zusammen mit der mehrheitlichen Ablehnung jener Stimmenden, die sich selbst in der
politischen Mitte verorteten, hatte dies die Vorlage 2004 zum Absturz gebracht.
Gemäss den Autoren der Studie  von 2017 war es demnach vor allem der
Meinungsumschwung in der Mitte, der dem Anliegen diesmal zum Durchbruch verhalf.
Nur die Befragtengruppe, die sich selbst rechts aussen einordnet, lehnte die
erleichterte Einbürgerung 2017 noch mit grosser Mehrheit ab, während die Vorlage
sogar im gemässigt-rechten Lager eine hauchdünne Ja-Mehrheit erzielte. In der Mitte
und links davon fiel die Zustimmung (über-)deutlich aus. Ein ähnliches Bild präsentierte
die Analyse im Hinblick auf die Parteisympathien. So war die Zustimmung bei den
Anhängerinnen und Anhängern der Grünen (84%), der SP (88%) und auch der FDP (61%)
etwa gleich hoch wie 2004. Unterdessen wechselten aber viele Sympathisantinnen und
Sympathisanten der CVP (71% gegenüber 47% im Jahr 2004) sowie Parteiungebundene
(67% gegenüber 39% im Jahr 2004) ins Ja-Lager. Somit war die SVP die einzige grosse
Partei, deren Anhängerschaft die Vorlage mehrheitlich ablehnte, aber auch hier folgten
nur noch 79 Prozent der Anhängerinnen und Anhänger der ablehnenden Parteiparole,
was dem Anliegen schliesslich zu einer komfortablen Mehrheit von 60.4 Prozent
gereichte.
Wenig überraschend legten Personen, die selbst ein Einbürgerungsverfahren
durchlaufen haben, häufiger ein Ja in die Urne als gebürtige Schweizerinnen und

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.03.2017
KARIN FRICK
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Schweizer. Mit einer häufigeren Zustimmung korrelierten auch höhere Bildung und
grösseres Vertrauen in die Regierung. Dass die Vorlage sogar bei den Befragten, die der
Zuwanderung im Allgemeinen skeptisch gegenüberstehen, auf 40 Prozent Zustimmung
traf, deuteten die Autoren dahingehend, dass das Geschäft kaum Überfremdungsängste
auslöste und nur als geringfügige Änderung gegenüber dem Status quo wahrgenommen
wurde. 
Das wichtigste Motiv für die Zustimmung war, dass Personen, die in der dritten
Generation in der Schweiz leben, als Schweizerinnen und Schweizer angesehen werden.
Knapp 60 Prozent der Ja-Stimmenden begründeten ihren Stimmentscheid damit. Von
den Nein-Stimmenden gab rund die Hälfte an, keine Notwendigkeit für eine
Erleichterung der Einbürgerung zu sehen, und knapp 30 Prozent äusserten eine
generelle Skepsis gegenüber Ausländerinnen und Ausländern. Für die allermeisten
Stimmenden war die Abstimmung somit eine Identitätsfrage, wohingegen Argumente
über Verwaltungskosten, Verfahrensregelungen und Föderalismus praktisch keine Rolle
spielten.
Generell hatte der Abstimmungskampf wohl wenig verfangen. Nicht einmal die Hälfte
der Nein-Stimmenden pflichtete dem Gegenargument von drohenden
Masseneinbürgerungen bei und fast niemand befürchtete eine Islamisierung der
Schweiz, wie sie das Kontra-Lager im Abstimmungskampf prophezeit hatte. Dies deckt
sich letztlich damit, dass drei Viertel der Befragten angaben, ihr Stimmentscheid habe
bereits von Anfang an festgestanden. 3

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die VOX-Analyse zur Volkswahl-Initiative zeigte einen starken positiven
Zusammenhang zwischen Zustimmung zur Initiative und Misstrauen in den Bundesrat.
Lediglich jede zehnte Person mit Vertrauen in den Bundesrat stimmte dem
Volksbegehren zu, während immerhin jeder zweite Misstrauende ein Ja einlegte. Die
Analyse bestätigte zudem die Skepsis in den eigenen Reihen der SVP. Gemäss VOX
stimmte lediglich gut die Hälfte der SVP-Sympathisantinnen und Sympathisanten der
Initiative aus der Küche ihrer präferierten Partei zu. Bei Anhängerinnen und Anhängern
von CVP und FDP lag die Zustimmungsrate bei rund 20% und bei jenen der SP gar unter
10%. Die Nachbefragung zeigte zudem einen Geschlechterbias: Frauen waren der
Volkswahl gegenüber skeptischer eingestellt als Männer. Die verschiedenen Argumente
der Initiativgegner schienen allerdings laut der VOX nicht verfangen zu haben, als
wichtigstes Ablehnungsargument wurde nämlich relativ unspezifisch das gute
Funktionieren des aktuellen Wahlsystems genannt. Auch der zweitwichtigste Grund, das
neue System stelle zu hohe Anforderungen an die Stimmbevölkerung, die nicht über das
Interesse und die Kompetenz verfüge, die Regierung zu bestimmen, weist darauf hin,
dass das Vertrauen ins politische System und in die Institutionen relativ hoch und der
Wunsch nach Veränderung relativ gering ist. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.08.2013
MARC BÜHLMANN

Volksrechte

Im Berichtsjahr wurde auf Bundesebene zweimal das Referendum ergriffen
(Strassenverkehrsgesetz und Entkriminalisierung der Militärdienstverweigerung). In der
Volksabstimmung setzte sich beim Strassenverkehrsgesetz der Parlamentsbeschluss
durch; über die Militärvorlage wird 1991 abgestimmt werden. Die beiden 1989
eingereichten Referenden waren erfolgreich: sowohl die Reorganisation der
Bundesrechtspflege als auch der Rebbaubeschluss fanden in der Volksabstimmung
keine Mehrheit.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1990
HANS HIRTER

Das Recht, mit Initiativen und Referenden direkten Einfluss auf die Politik nehmen zu
können, wird nicht nur von Parteien, Verbänden und Einzelpersonen rege genutzt,
sondern ist bei den Bürgerinnen und Bürgern auch sehr beliebt. In einer
repräsentativen Befragung drückten 78% (zu Initiative) resp. 72% (zu Referendum) ihre
positive Haltung zu den beiden Instrumenten aus; nur gerade 14% könnten sich mit
einem Verzicht auf das Referendumsrecht abfinden. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.11.1991
HANS HIRTER
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Der am 5. Juli begangene hundertste Jahrestag der Einführung der Volksinitiative auf
Bundesebene bot Anlass zu Würdigungen dieses politischen Instruments. Seit 1891
waren 187 Volksinitiativen eingereicht worden; von den 104, die zur Volksabstimmung
gelangten, wurden 10 von Volk und Ständen gutgeheissen. Die Auswirkung auf die
Rechtssetzung war allerdings wesentlich bedeutender, sei es, dass in Gegenvorschlägen
des Parlaments wichtige Anliegen aufgenommen wurden, sei es, dass die in Initiativen
propagierten Ideen Eingang in die politische Diskussion und auch in die
Gesetzgebungsarbeit fanden. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1991
HANS HIRTER

Als 1991 eine Rekordzahl von Referenden lanciert worden war, sprachen einige bereits
von einem Beweis für den Vertrauensverlust der Bevölkerung in die Behörden. Die
Abstimmungsresultate zeigten nun, dass die grosse Zahl der Referenden wohl eher
damit zu tun hatte, dass im heutigen Kommunikationszeitalter mit Leichtigkeit die
erforderlichen Unterschriften gesammelt werden können, als mit einer breiten
Opposition gegen die Parlamentsmehrheit. Während im langjährigen Mittel jedes zweite
fakultative Referendum zu einer Ablehnung des Parlamentsbeschlusses führt, sank die
Erfolgsquote für die Opposition in diesem Jahr auf weniger als einen Viertel. Bei den
neun infolge eines fakultativen Referendums zur Abstimmung gelangenden Vorlagen
konnten die Gegner nur gerade zweimal – bei der Verbesserung der Entschädigung
resp. der Infrastruktur für die Parlamentarier – eine Mehrheit der Stimmbürger hinter
sich scharen. Im Berichtsjahr wurden nur noch gegen zwei Parlamentsbeschlüsse
(Treibstoffzollerhöhung bzw. Krankenkassen) das Referendum lanciert. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1992
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr wurden vier neue Volksinitiativen eingereicht. Drei davon hatten die
Sicherheitspolitik zum Thema (gegen Kampfflugzeuge von der GSoA ; für eine Reduktion
des Militärbudgets resp. für ein Waffenausfuhrverbot von der SP), ein von den SD
eingereichtes Volksbegehren verlangt eine restriktivere Flüchtlingspolitik. Bei der gegen
den Kauf der F/A-18-Kampfflugzeuge gerichteten Volksinitiative erzielte die GSoA eine
'inoffizielle' Rekordzahl von rund 500 000 Unterschriften. Inoffiziell deshalb, weil die
GSoA aus Zeitgründen – sie wollte ihr Begehren noch vor dem Kaufentscheid des
Nationalrats einreichen – nur 181 707 Unterschriften beglaubigen liess und die
restlichen 320 000 als Petition einreichte. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1992
HANS HIRTER

Alle drei dem Volk zur Abstimmung vorgelegten Initiativen scheiterten (Krankenkassen,
Tierversuche und Gewässerschutz). Beim Gewässerschutz konnte sich immerhin der
von den Initianten ebenfalls unterstützte indirekte Gegenvorschlag durchsetzen. Damit
stieg die Zahl der Ende 1992 hängigen, d.h. eingereichten, aber noch nicht dem Volk
zum Entscheid vorgelegten Volksinitiativen von 15 auf 16. Die Zahl der im Berichtsjahr
neu lancierten Volksinitiativen ist auf 10 (Vorjahr: 8) angestiegen. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1992
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr wurde sechs Referenden gegen Beschlüsse der Bundesversammlung
eingereicht (davon zwei gegen Beschlüsse aus dem Jahre 1992). Die Opposition kam
dreimal von der linken und ebenfalls dreimal von der rechten Seite des politischen
Spektrums. In den drei Fällen, wo die Volksabstimmung noch im gleichen Jahr erfolgte,
setzte sich jeweils der Parlamentsbeschluss durch. Das Volk stimmte auch allen sieben
Entscheidungen der Bundesversammlung zu, die ihm im Rahmen des obligatorischen
Referendums vorgelegt worden sind. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1993
HANS HIRTER

Von den sechs Volksinitiativen, die im Berichtsjahr zur Abstimmung gelangten,
vermochte sich nur eine (1. August) durchzusetzen; die fünf übrigen wurden von Volk
und Ständen abgelehnt (Tierschutz, Waffenplätze, Kampfflugzeuge, Alkohol- und
Tabakwerbung). Da im gleichen Zeitraum sechs neue Initiativen eingereicht worden sind
(Jugend ohne Drogen, Abschaffung der Direkten 'Bundessteuer, pro-EWR, gegen
illegale Einwanderung, Wohneigentum und Schutz vor Gentechnologie), betrug die Zahl
der zu Jahresende hängigen, d.h. eingereichten, dem Volk aber noch nicht zum
Entscheid vorgelegten Volksinitiativen unverändert 16. Neu lanciert wurden im
Berichtsjahr sieben Initiativen, wovon eine (pro-EWR) noch vor Jahresende eingereicht
werden konnte. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1993
HANS HIRTER
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Im Berichtsjahr fanden fünf mit Referenden verlangte Volksabstimmungen über
Beschlüsse der Bundesversammlung statt (davon eine zu einem Entscheid aus dem Jahr
1993). Ein Referendum war erfolgreich (UNO-Blauhelme), bei den anderen vier mit
Referenden verlangten Abstimmungen (Luftfahrtgesetz, Anti-Rassismusgesetz,
Krankenversicherung, Zwangsmassnahmen im Ausländerrecht) folgte das Volk dem
Parlament. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1994
HANS HIRTER

Zum vierten Mal seit 1986 - zum zwölften Mal insgesamt -, stimmte der Souverän einer
Volksinitiative zu (Alpen-Initiative). Die zweite zur Abstimmung gelangende Initiative
wurde hingegen deutlich abgelehnt (Krankenversicherung). Neu eingereicht wurden im
Berichtsjahr vier Volksinitiativen (gegen Gentechnologie, Volksabstimmung vor der
Eröffnung von EU-Beitritts-Verhandlungen, für eine preisgünstige und ökologische
Landwirtschaft, für eine Liberalisierung der Drogenpolitik). Da andererseits zwei
Initiativen zurückgezogen wurden (Freizügigkeit bei der 2. Säule,
Landwirtschaftsinitiative des SBV), blieb der Bestand der hängigen, d.h. der
zustandegekommenen, aber dem Volk noch nicht zum Entscheid vorgelegten Initiativen
unverändert bei 16. Neu lanciert worden sind 1994 sechs Initiativen, davon haben nicht
weniger als vier die AHV zum Thema. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1994
HANS HIRTER

Von den sechs nicht durch Volksinitiativen bedingten obligatorischen
Volksabstimmungen gingen vier im Sinne von Bundesrat und Parlament aus, zweimal
hatten diese zwar eine Volksmehrheit hinter sich, scheiterten aber am Ständemehr
(Kulturförderungsartikel, erleichterte Einbürgerung). Die gesamte Abstimmungsbilanz
fiel für Bundesrat und Parlamentsmehrheit mit 9 Siegen in 13 Volksentscheiden nicht
mehr so glänzend aus wie 1993, wo sie sämtliche 16 Abstimmungen gewonnen hatten. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1994
HANS HIRTER

Zweimal musste sich das Volk zu neuen Verfassungsbestimmungen äussern, welche das
Parlament beschlossen hatte: Einmal (Landwirtschaftsartikel) verweigerte es die
Zustimmung, einmal war es einverstanden (Ausgabenbremse). Damit fiel die
Abstimmungsbilanz für Bundesrat und Parlament noch schlechter aus als im Vorjahr:
bei vier von sieben Abstimmungen deckte sich der Volksentscheid nicht mit demjenigen
der Behörden. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.12.1995
HANS HIRTER

1995 fanden vier mit Referenden verlangte Volksabstimmungen statt; drei Referenden
(Milchwirtschaftsbeschluss, Solidaritätsbeiträge im Landwirtschaftsgesetz, Lex
Friedrich) waren erfolgreich, einmal fand der Parlamentsbeschluss Zustimmung (10.
AHV-Revision). Für zwei Referenden wurde zwar die Unterschriftensammlung lanciert,
später aber erfolglos abgebrochen (WTO, Revision Arbeitslosengesetz). Bei einem
Referendum (gegen Staatssekretäre) waren zwar die Unterschriften bis Jahresende
beisammen, sie wurden aber erst im Januar 1996 eingereicht (s. oben, Regierung). 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1995
HANS HIRTER

Zur Abstimmung gelangte im Berichtsjahr eine Volksinitiative (AHV/IV-Ausbau); sie
wurde abgelehnt. Eine Initiative wurde vom Parlament für ungültig erklärt (Halbierung
der Armeeausgaben, s. unten). Fünf - eine mehr als im Vorjahr - wurden neu
eingereicht (Vertretung der Frauen in den Behörden, Energie-Umwelt-Initiative, Solar-
Initiative, 10. AHV-Revision ohne Erhöhung des Rentenalters, Regelung der
Zuwanderung). Damit stieg der Bestand der hängigen Initiativen auf 19 an. Neu lanciert
wurden 1995 10 Initiativen.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1995
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr fanden zwei mit Referenden verlangte Volksabstimmungen statt
(Staatssekretäre und Arbeitsgesetz). In beiden Fällen lehnten die Bürgerinnen und
Bürger den Beschluss der Bundesversammlung ab, wobei beim Arbeitsgesetz auch der
Bundesrat nicht hinter der vom Parlament beschlossenen Lösung stand. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1996
HANS HIRTER
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Insgesamt sieben Volksinitiativen wurden 1996 eingereicht (drei zur AHV, für sofortige
Beitrittsverhandlungen mit der EU, Ausnahmen von der Mehrwertsteuer für gewisse
Sportveranstaltungen, Halbierung des Autoverkehrs, Verbot für Wasserflugzeuge). Nur
ein Volksbegehren (SVP-Asylinitiative) kam zur Abstimmung und wurde abgelehnt. Zwei
weitere Begehren («Bauern und Konsumenten» und «Abschaffung der direkten
Bundessteuer») wurden von den Initianten zurückgezogen, nachdem sie entweder ihr
Anliegen vom Parlament genügend berücksichtigt sahen (Landwirtschaftsinitiative) resp.
die Chancenlosigkeit ihres Vorschlags im Parlament erkennen mussten
(Steuerinitiative). Eine Volksinitiative (SD-Asylinitiative) wurde vom Parlament für
ungültig erklärt. Damit stieg der Bestand der eingereichten, aber dem Volk noch nicht
zum Entscheid vorgelegten Volksinitiativen von 19 auf 22. Neu lanciert wurden 1996 nur
drei Volksinitiativen. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1996
HANS HIRTER

Fünfmal musste sich das Volk zu vom Parlament vorgeschlagenen
Verfassungsänderungen äussern und einmal zu ein dem obligatorischen Referendum
unterstellten Bundesbeschluss (Kantonswechsel von Vellerat). Eine dieser Vorlagen
(persönliche militärische Ausrüstung) lehnte es ab, fünfmal bestätigte es den Entscheid
des Parlaments. Damit folgte das Volk bei sechs der insgesamt neun Abstimmungen
des Berichtsjahres dem Parlamentsbeschluss, dreimal stimmte es dagegen. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1996
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu einer mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmung. Die Bürgerinnen und Bürger lehnten den Dringlichen
Bundesbeschluss des Parlaments vom Dezember 1996 über Sparmassnahmen bei der
Arbeitslosenversicherung ab. Mit einem zustandegekommenen Referendum wurde
zudem ein Parlamentsbeschluss des Berichtsjahres bekämpft (Schwerverkehrsabgabe);
die Volksabstimmung darüber wird 1998 stattfinden. Die Unterschriftensammlung gegen
zwei weitere Beschlüsse blieb hingegen erfolglos (Staatsschutzgesetz, PTT-Reform). 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
HANS HIRTER

Es wurden insgesamt sechs Volksinitiativen eingereicht (zwei zur Gesundheitspolitik,
zwei zur Handhabung der Volksrechte und je eine zum Mietrecht und zur
Landesverteidigung), das waren eine weniger als im Vorjahr. Je zwei davon stammten
von der SP bzw. der Detailhandelskette Denner AG, je eine von Ärzten und vom
Schweizerischen Mieter- und Mieterinnenverband. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
HANS HIRTER

Abgestimmt wurde im Berichtsjahr über drei Volksinitiativen (EU-Beitritt vors Volk,
gegen Kriegsmaterialausfuhr und Jugend ohne Drogen); alle wurden abgelehnt. Eine der
diversen vorliegenden EU-Initiativen wurde zurückgezogen, nachdem die Initianten
feststellen mussten, dass ihr Vorstoss im Parlament auch von integrationsfreundlichen
Abgeordneten keine Unterstützung erhielt. Damit erreichte Ende 1997 der Bestand der
eingereichten, aber dem Volk noch nicht zum Entscheid vorgelegten Initiativen den
Stand von 24 (1996: 22). 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
HANS HIRTER

Neu lanciert wurden 1997 zehn Volksinitiativen (wobei zwei Denner-Initiativen noch im
gleichen Jahr eingereicht werden konnten). Bei vier früher lancierten Initiativen lief die
Frist für die Unterschriftensammlung ungenutzt ab (darunter ein Begehren der SD
gegen die Einwanderung).

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
HANS HIRTER

Volk und Stände sprachen sich einmal - zustimmend - zu einer vom Parlament
vorgeschlagenen Verfassungsänderung aus (Aufhebung des Pulverregals). Insgesamt kam
es somit zu fünf Volksabstimmungen (drei Initiativen, je ein obligatorisches und ein
fakultatives Referendum). Bei vier dieser Entscheide folgten die Stimmberechtigten
dem Antrag von Regierung und Parlament, einmal (Sparmassnahmen bei der
Arbeitslosenversicherung) entschieden sie anders. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
HANS HIRTER
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Im Berichtsjahr kam es zu zwei mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen (Schwerverkehrsabgabe und Arbeitsgesetz). Die Bürgerinnen und
Bürger stimmten beiden Vorlagen zu. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1998
HANS HIRTER

Volk und Stände hiessen drei von Regierung und Parlament vorgeschlagene
Verfassungsänderung gut (Finanzierung öffentlicher Verkehr, Getreideartikel,
Haushaltsziel 2001). Insgesamt kam es somit zu 10 Volksabstimmungen (5 Initiativen, 3
obligatorische und 2 fakultative Referenden). Bei allen diesen Entscheiden folgten die
Stimmberechtigten dem Antrag von Regierung und Parlament. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1998
HANS HIRTER

Es wurden im Berichtsjahr lediglich zwei Volksinitiativen eingereicht. Abgestimmt
wurde über fünf Volksinitiativen. Sämtliche wurden abgelehnt. Damit reduzierte sich
auf Ende 1998 der Bestand der eingereichten, aber dem Volk noch nicht zum Entscheid
vorgelegten Initiativen auf 21 (1997: 24). Neu lanciert wurden 1998 19 Volksinitiativen. 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1998
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu einer mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmung (Invalidenversicherungsgesetz). Das Volk stimmte dem
Parlamentsbeschluss zu. Ausserdem lehnten Volk und Stände eine Volksinitiative ab
(Einheitskrankenkasse).

Insgesamt kam es somit zu zwei Volksabstimmungen (1 Volksinitiative und 1 fakultatives
Referendum). Bei beiden Entscheiden folgten die Stimmberechtigten dem Antrag von
Regierung und Parlament (2006: sechs von sechs). 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2007
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu 2 mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen (Unternehmenssteuerreform und Betäubungsmittelgesetz). Das
Volk stimmte dem Parlamentsbeschluss beide Male zu. Ausserdem lehnten Volk und
Stände 6 Volksinitiativen ab und stimmten einer, der insgesamt sechzehnten, zu.

Insgesamt kam es zu 10 Volksabstimmungen (7 Volksinitiativen, 1 obligatorisches und 2
fakultative Referenden). Bei acht von diesen zehn Entscheiden folgten die
Stimmberechtigten dem Antrag von Regierung und Parlament (2007: zwei von zwei). Bei
einer Volksinitiative (Unverjährbarkeit pornografischer Straftaten) und dem
obligatorischen Referendum (Verfassungsartikel über die Gesundheitspolitik) entschied
das Volk anders als die Behörden. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2008
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu zwei mit einem fakultativen Referendum verlangten
Volksabstimmungen (Personenfreizügigkeit, biometrische Pässe). Das Volk stimmte
jeweils dem Parlamentsbeschluss zu, im Fall der Pässe allerdings nur äusserst knapp.
Ausserdem entschieden Volk und Stände über zwei Volksinitiativen und nahmen davon
eine, die Minarettverbotsinitiative, als insgesamt siebzehnte an. Daneben hiessen Volk
und Stände auch vier vom Parlament beschlossene Verfassungsänderungen gut.

Insgesamt kam es somit zu acht Volksabstimmungen (2 Volksinitiativen, 4
obligatorische und 2 fakultative Referenden). Bei 7 von diesen 8 Entscheiden folgten
die Stimmberechtigten dem Antrag von Regierung und Parlament (2008: 8 von 10). Beim
Minarettverbot entschied das Volk anders als die Behörden.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr kam es zu insgesamt sieben Volksabstimmungen. Davon waren ein
obligatorisches (2009: 4) und zwei fakultative Referenden (2009: 2) sowie drei
Volksinitiativen (2009: 2) und ein Gegenvorschlag (2009: 0). Bei den fakultativen
Referenden stimmten die Bürgerinnen und Bürger einmal gegen und einmal für den
Parlamentsantrag und beim obligatorischen Referendum wurde der Antrag der
Behörden gutgeheissen. Eine der drei Initiativen (Ausschaffungsinitiative) wurde
angenommen. Damit steigt die Zahl der seit 1891 angenommen Volksinitiativen auf 18.
Rund jedes zehnte Volksbegehren wurde also angenommen, wobei über ein Drittel der
angenommenen Initiativen zwischen 2002 und 2010 abgestimmt wurde. Im Berichtsjahr
folgten die Stimmberechtigten insgesamt nur in vier der sieben Abstimmungen dem

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN
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Antrag von Regierung und Parlament (2009: sieben von acht).

Aufgrund der Gesamterneuerungswahlen im Herbst des Berichtsjahres wurde im
Berichtsjahr nur ein Termin für eine einzige eidgenössische Volksabstimmung
wahrgenommen. Am 13. Februar wurde die Volksinitiative „für den Schutz vor
Waffengewalt“ mit 43.7% Ja-Stimmen abgelehnt.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
MARC BÜHLMANN

Im Berichtsjahr wurde an den vier Terminen über insgesamt zwölf nationale Vorlagen
abgestimmt: sieben Volksinitiativen, drei fakultative Referenden und zwei
obligatorische Referenden, die beide Gegenentwürfe zweier Volksinitiativen
darstellten, wurden am 11. März (5 Vorlagen), am 17. Juni (3 Vorlagen), am 23. September
(3 Vorlagen) und am 25. November (1 Vorlage) den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern
zur Entscheidung vorgelegt. In neun Fällen folgten diese den Empfehlungen der
Behörden, wobei für die beiden abgelehnten Bausparinitiativen eigentlich keine
Behördenempfehlung vorlag, weil sich National- und Ständerat nicht hatten einigen
können. Entgegen den Empfehlungen von Parlament und Bundesrat wurde hingegen die
Zweitwohnungsinitiative angenommen, aber die Bundesgesetze zu Managed Care und
zur Buchpreisbindung, gegen die jeweils das Referendum ergriffen worden war,
abgelehnt. Die Stimmbeteiligung betrug im Schnitt 38,5% – der tiefste Wert seit 15
Jahren. Besonders gering war die Partizipation am 25. November: Aufgrund des
Scheiterns der Referenden gegen die Staatsverträge über die Abgeltungssteuer mit
Deutschland, Österreich und Grossbritannien wurde im November lediglich über die
Revision des Tierseuchengesetzes abgestimmt, gegen die das „Netzwerk Impfentscheid“
erfolgreich das Referendum ergriffen hatte. Nur 27,6% aller Stimmberechtigten gingen
an die Urne. Lediglich vier Mal war die Beteiligung seit 1877 (Beginn der Erhebung der
Partizipation) geringer. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN

Im Berichtjahr wurde gegen sechs parlamentarische Beschlüsse ein Referendum
ergriffen. Erfolgreich zu Stande kamen drei, nämlich das Referendum gegen das
Bundesgesetz über die Krankenversicherung (Managed Care; am 14. Februar mit 131'158
gültigen Unterschriften), das Referendum gegen das Tierseuchengesetz (am 16. Juni mit
51'110 gültigen Unterschriften) und das Referendum gegen das Bundesgesetz über die
Raumplanung (am 16.10.12 mit 69'277 gültigen Unterschriften). Über die ersten beiden
wurde noch im Berichtjahr abgestimmt. Die Abstimmung über die
Raumplanungsrevision wurde für das Frühjahr 2013 traktandiert. Kein Erfolg war den
drei Referenden gegen die Bundebseschlüsse über die Doppelbesteuerungsabkommen
mit Deutschland (48'604 Unterschriften), Österreich (46'848 Unterschriften) und
Grossbritannien (47'363 Unterschriften) beschieden. Alle drei verfehlten laut Bericht
der Bundeskanzlei vom 30. Oktober das Quorum (siehe hier). Im Vergleich zu den
Vorjahren wurde die Referendumswaffe damit wieder häufiger eingesetzt (2010 und
2011: je 1 zustande gekommenes Referendum; 2009: 1 zustande gekommenes und 1
nicht zustande gekommenes Referendum). 30

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
MARC BÜHLMANN

Eine im Juli veröffentlichte Studie zur Stadt St. Gallen zeigte, dass sich
Stimmberechtigte selektiv beteiligen, und zwar bei jenen Vorlagen, von denen sie sich
betroffen fühlen. Über die betrachtete Zeit (konkret: sieben Abstimmungstermine)
hätten sich so rund drei Viertel der Stadt-St. Galler mindestens bei einer Abstimmung
beteiligt. 31

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.07.2013
MARC BÜHLMANN

Über elf eidgenössische Vorlagen hatte die Stimmbevölkerung im Berichtjahr zu
befinden; darunter je fünf Volksinitiativen und fakultative Referenden und ein
obligatorisches Referendum. Mit der Abzockerinitiative hat die Stimmbevölkerung die
zwanzigste Initiative seit 1891 angenommen. Insgesamt war damit knapp mehr als jedes
zehnte Volksbegehren (20 von 189) an der Urne erfolgreich, wobei diese Quote seit 1990
mit rund 12% (11 von 91) etwas höher liegt als vor 1990 mit 9% (9 von 98). Die anderen
vier Volksbegehren hatten 2013 keine Chance. Die fakultativen Referenden fielen in vier
der fünf Fälle behördenkonform aus. Einzig bei der Abstimmung zur Autobahnvignette
pfiff die Stimmbevölkerung das Parlament zurück. Das obligatorische Referendum, mit
dem ein Familienartikel in der Verfassung festgeschrieben werden sollte, erhielt zwar
ein relativ deutliches Volksmehr, scheiterte aber am Ständemehr. Dies war das zwölfte

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN
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Mal, dass bei einer Verfassungsvorlage das Volks- und das Ständemehr divergierten (zur
Reformdiskussion siehe hier). Die mittlere Stimmbeteiligung an den vier
Abstimmungssonntagen war im langjährigen Vergleich mit 47,3% relativ hoch. Am
wenigsten stark vermochten die Vorlagen am 9. Juni zu mobilisieren (Volkswahl des
Bundesrates / Asylgesetzrevision), als 39,5% der stimmberechtigten Bevölkerung an die
Urne gingen. Am stärksten mobilisierten die drei Abstimmungsvorlagen Ende November.
Die Stimmbeteiligung bei den Abstimmungen zur 1:12-Initiative, zur Autobahnvignette
und zur Familieninitiative der SVP lag bei 53,6%. 32

Im Berichtjahr wurde gegen acht Bundesgesetze das Referendum ergriffen (2012: 6).
Die Unterschriftensammlung gegen die Asylgesetzrevision war von
Flüchtlingsorganisationen und linken Kreisen bereits Ende 2012 gestartet worden. Mitte
Januar wurden hierzu 63'666 gültige Unterschriften eingereicht. Auch gegen das
Epidemiegesetz sammelten verschiedene Gruppen mit teilweise recht
unterschiedlichen Zielen bereits Ende 2012 bis Mitte Februar 77'360 beglaubigte
Unterschriften. Das Referendum gegen die Revision des Arbeitsgesetzes kam im April
mit 70'306 Unterschriften erfolgreich zustande. Die Sonntagsallianz – ein
Referendumskomitee aus verschiedenen religiösen Gruppierungen und Vereinigungen,
der SP, der GP, der EVP und der CSP sowie verschiedener Gewerkschaften – hatte nach
eigenen Angaben bereits nach 2 Monaten über 60 000 Unterschriften gegen die
Öffnungszeiten bei den Tankstellenshops gesammelt. Mitte April kündigte Uniterre ein
Referendum gegen das Reformpaket in der Agrarpolitik an, zog dieses Ansinnen dann
aber zugunsten der Initiative des Bauernverbandes wieder zurück. Äusserst erfolgreich
war das überparteiliche Komitee um Walter Wobmann (svp, SO), das innert kurzer Zeit
107'424 Unterschriften gegen die Erhöhung der Abgabe für die Benützung von
Nationalstrassen sammelte. Wegen mangelnder finanzieller Unterstützung wurde die
Unterschriftensammlung gegen die Erhöhung der kostendeckenden Einspeisevergütung
zur Förderung erneuerbarer Energien abgebrochen. Noch im Berichtjahr wurden
Unterschriftensammlungen gegen den Fonds zur Beschaffung des Kampfflugzeugs
Gripen und gegen das FATCA-Abkommen zwischen der Schweiz und den USA lanciert.
Gegen das Freihandelsabkommen mit China konnte das Referendum nicht ergriffen
werden, weil der Antrag der SP, das Abkommen dem fakultativen Referendum zu
unterstellen, vom Nationalrat abgelehnt wurde. 33

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

2014 fanden vier eidgenössische Urnengänge zu insgesamt zwölf verschiedenen
Vorlagen statt, darunter nicht weniger als acht Volksinitiativen, von denen gleich zwei
angenommen wurden: die Masseneinwanderungsinitiative und die Pädophileninitiative.
Insgesamt wurden damit seit Einführung des Volksbegehrens 1891 total 22 von 198 oder
insgesamt jede neunte Initiative angenommen. Seit 1990 hat sich die
Erfolgswahrscheinlichkeit von Volksinitiativen somit noch weiter verbessert. Wurden
vor 1990 neun Prozent aller Bürgerbegehren angenommen (9 von 98), verschob sich die
Erfolgsquote seit 1990 auf 13 von 100. Die restlichen sieben Initiativen, über die 2014
abgestimmt wurde, hatten allerdings allesamt keine Chance. Nur die Abschaffung der
Pauschalbesteuerung erreichte mehr als 40% Ja-Stimmenanteil. Während die beiden
obligatorischen Referenden behördenkonform angenommen wurden, war das
fakultative Referendum gegen den Kauf des Kampfflugzeuges Gripen entgegen den
Wünschen von Bundesrat und Parlament erfolgreich. Von den total bis Ende 2014
eingereichten 177 fakultativen Referenden waren damit neu insgesamt 96 erfolgreich
(54%); bei den obligatorischen Referenden liegt der Anteil der angenommenen Vorlagen
bei 75% (146 von 195). Die mittlere Stimmbeteiligung an den vier
Abstimmungssonntagen lag bei 52,6%, was im langjährigen Vergleich ein sehr hoher
Wert ist. Stark mobilisiert haben insbesondere die Masseneinwanderungsinitiative im
Februar (56,6% Stimmbeteiligung) und das Gripen-Referendum im Mai (56,3%
Stimmbeteiligung).

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN

Bereits 2013 waren die Unterschriftensammlungen gegen den Fonds zur Beschaffung
des Kampfflugzeugs Gripen und gegen das FATCA-Abkommen zwischen der Schweiz
und den USA lanciert worden. Während das Referendum gegen die Gripen-Beschaffung
Ende Januar mit 65‘384 gültigen, vom Bündnis gegen neue Kampfflugzeuge und vom
Liberalen Komitee „Nein zum Gripen“ gesammelten Unterschriften zustande kam,
scheiterte die Unterschriftensammlung gegen FATCA. Nach der 100-tägigen Frist
konnten lediglich 35‘264 Unterschriften eingereicht werden. Auch das vom Kanton
Wallis angestrengte Kantonsreferendum gegen FATCA wurde nur vom genannten Kanton

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2014
MARC BÜHLMANN
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unterstützt – nötig gewesen wären aber insgesamt acht Kantone. Im Berichtsjahr selber
kündigten das Komitee „Nein zur Billag-Mediensteuer“ und der Verein „Aktion
stopBillag.ch“ an, ein Referendum gegen das neue Bundesgesetz über Radio und
Fernsehen (RTVG) zu ergreifen. Bereits Mitte Dezember hatte das Komitee laut eigener
Aussage die nötigen Unterschriften gesammelt, bis Ende 2014 aber noch nicht
eingereicht. Auch gegen den Bau einer zweiten Gotthard-Strassenröhre zur Sanierung
des Tunnels wurde ein Referendum lanciert. Federführend  war hier der Verein "Nein
zur zweiten Gotthardröhre, hinter dem der VCS und die Alpeninitiative stehen. Auch
dieses Komitee war rasch erfolgreich und hatte Ende Jahr nach eigenen Angaben
bereits über 100'000 Unterschriften gesammelt. Die EVP kündigte vorsorglich an, gegen
das noch nicht zu Ende debattierte Fortpflanzungsmedizingesetz das Referendum
ergreifen zu wollen. Allerdings ist vorgängig ein obligatorisches Referendum nötig, um
die heute verbotene Präimplantationsdiagnostik (PID) zu ermöglichen. Auch der
atomfreundliche Verein "Kettenreaktion" kündigte an, gegen jegliche Verbote von AKW
das Referendum zu ergreifen. 34

Im Wahljahr 2015 fanden an lediglich zwei Wochenenden Urnengänge zu
eidgenössischen Abstimmungen statt; in der Regel werden am Wochenende der
eidgenössischen Gesamterneuerungswahlen sowie im November nach den nationalen
Wahlen keine Abstimmungstermine angesetzt. So standen im März und im Juni 2015
insgesamt sechs Vorlagen zur Abstimmung, die ausnahmslos behördenkonform
ausfielen. Die vier Volksinitiativen wurden allesamt deutlich abgelehnt: Die
Stipendieninitiative, die Erbschaftssteuerreform und die Volksinitiative «Familien
stärken! Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszulagen» konnten jeweils nicht einmal 30
Prozent der Stimmbürgerschaft auf sich vereinen. Das Ergebnis der Volksinitiative
«Energie statt Mehrwertsteuer» fiel gar noch tiefer aus: Mit dem zweitgeringsten Ja-
Stimmenanteil seit Einführung der Volksinitiative 1891 wurde das Volksbegehren der GLP
regelrecht zerzaust. Nur gerade 8.03 Prozent der Urnengängerinnen und Urnengänger
konnten sich für die Idee erwärmen. Nur die Volksinitiative zur «Getreideversorgung»,
die sich 1929 gegen einen Gegenvorschlag zu behaupten hatte, schnitt mit 2.68 Prozent
Ja-Anteil noch schlechter ab. Bisher wurden lediglich 22 von 202 Volksinitiativen an der
Urne angenommen. 
Während der dem obligatorischen Referendum unterstehende Bundesbeschluss zur
Präimplantationsdiagnostik von Volk und Ständen recht deutlich angenommen wurde –
fast zwei Drittel der Bevölkerung und die deutliche Mehrheit der Kantone sagten ja –,
fiel das Ja zur Änderung des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen äusserst knapp
aus. Letztlich entschied eine hauchdünne Mehrheit von 3'649 Stimmen, die Vorlage,
gegen die das fakultative Referendum ergriffen worden war, anzunehmen. Damit blieb
die Zahl von 96 erfolgreichen fakultativen Referenden (von total 178 eingereichten)
bestehen, während sich die Erfolgsquote der obligatorischen Referenden leicht
erhöhte (neu: 147 von 196). Während die Stimmbeteiligung im März bei 42.1 Prozent lag,
partizipierten im Juni 43.5% der Stimmberechtigten. 35

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Neun der 13 Abstimmungsvorlagen, über welche die Stimmberechtigten an vier
Wochenenden im Jahr 2016 zu entscheiden hatten, waren Volksinitiativen. Dies
schienen erste Folgen der vor allem im Vorjahr unter dem Stichwort «Initiativenflut»
diskutierten, scheinbar wachsenden Zahl lancierter Volksbegehren zu sein. Allerdings
fanden die Begehren von grüner und linker (Atomausstiegsinitiative, Grüne Wirtschaft,
AHVplus, Pro Service public, bedingungsloses Grundeinkommen,
Nahrungsmittelspekulation) wie auch von rechter und bürgerlicher Seite (Milchkuh-
Initiative, Heiratsstrafe, Durchsetzungsinitiative) bei der Bevölkerung keine Gnade.
Achtungserfolge konnten immerhin die Atomausstiegsinitiative (45.8% Ja-
Stimmenanteil), die AHVplus- (40.6%) und die Durchsetzungsinitiative (41.2%)
verzeichnen. Nur knapp abgelehnt wurde die CVP-Initiative gegen die Heiratsstrafe:
49.2 Prozent Ja-Stimmen reichten aber auch hier nicht. So bleibt die
Pädophileninitiative 2014 das letzte an der Urne erfolgreiche Volksbegehren und die
Annahme-Quote der Initiativen verschlechterte sich auf 10.4 Prozent (22 von 211). 
Auch die vier fakultativen Referenden fielen 2016 entsprechend den Empfehlungen von
Regierung und Parlament aus. Das Nachrichtendienstgesetz (66.5%), gegen das linke
Kreise das Referendum ergriffen hatten, das Asylgesetz (66.8%), gegen das die SVP
angetreten war, und das Fortpflanzungsmedizingesetz (62.4%), das von einem
überparteilichen Komitee aus EVP- und CVP-Kreisen bekämpft worden war, erreichten
alle eine Zustimmung von gut zwei Dritteln der Stimmbevölkerung. Etwas umstrittener
war höchstens der Entscheid für eine zweite Röhre am Gotthard, welcher von

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2016
MARC BÜHLMANN
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Umweltschutzorganisationen erzwungen worden war: Die Sanierung des Tunnels wurde
von 57 Prozent der Stimmenden gutgeheissen. Damit verringerte sich auch die
Erfolgsquote der fakultativen Referenden auf 52.7 Prozent: 96 von 182 Referenden
waren bisher erfolgreich.
Die höchste Stimmbeteiligung 2016 wurde am Abstimmungswochenende im Februar
verzeichnet: Insbesondere die Durchsetzungsinitiative mobilisierte hohe 63.7 Prozent
der Stimmberechtigten an die Urne. Die 46.8 Prozent Stimmbeteiligung im Juni, die 43.1
Prozent im September und die 45.4 Prozent im November, als einzig über den
Atomausstieg abgestimmt wurde, lagen etwa im Beteiligungsschnitt des bisherigen 21.
Jahrhunderts (46%). 36

Eine Folge der zahlreichen in den Vorjahren lancierten und eingereichten
Volksbegehren war, dass im Jahr 2016 an allen vier Abstimmungswochenenden über
insgesamt neun Initiativen entschieden wurde (2015: 4). Diese wurden allesamt
abgelehnt, wenn auch im Falle der Initiative «gegen die Heiratsstrafe» relativ knapp. Die
am gleichen Wochenende wie das CVP-Begehren Ende Februar zur Abstimmung
gestandene Durchsetzungs-Initiative, die sehr stark mobilisierte, sowie die Initiative der
Juso gegen die Nahrungsmittelspekulation wurden hingegen recht deutlich abgelehnt.
Das gleiche Schicksal ereilte im Juni die Initiativen «Pro Service Public» und «für ein
bedingungsloses Grundeinkommen» sowie die «Milchkuhinitiative», die alle drei nicht
einmal einen Drittel der Stimmenden für sich gewinnen konnten. Auch die beiden
Initiativen der Grünen («Grüne Wirtschaft», «Atomausstiegsinitiative») und die
Initiative des Gewerkschaftsbundes («AHVplus») vermochten die Stimmbevölkerung
nicht zu überzeugen. 
Mit diesen neun Abstimmungen konnte der Pendenzenberg bei den Volksbegehren
etwas abgebaut werden. Weitere sieben waren allerdings noch in der Pipeline (2015: 12),
also entweder beim Bundesrat hängig, in der Parlamentsberatung oder reif zur
Abstimmung. Zudem waren 2016 acht neue Volksbegehren zustande gekommen (2015:
4), die ganz unterschiedliche Ziele verfolgten: Die «Selbstbestimmungsinitiative» der
SVP und die «No Billag-Initiative» hatten bereits vor Zustandekommen zu zahlreichen
Diskussionen geführt. Mit der Initiative für «mehr bezahlbare Wohnungen» und der
«Zersiedelungsinitiative» stand zudem das Thema Raumplanung im Fokus. Dafür, dass
landwirtschaftspolitische Anliegen in den nächsten Abstimmungen Aufmerksamkeit
erhalten würden, sorgten die Initiative «für Ernährungssouveränität» sowie die
«Hornkuh-Initiative». Die Unterschriftenhürde ebenfalls übersprungen hatten 2016
zudem die «Konzernverantwortungsinitiative» und die «Velo-Initiative». Die nötigen
Unterschriften noch nicht beisammen hatte die Initiative «Ja zur Bewegungsmedizin»,
deren Sammelfrist noch bis Juni 2017 lief.
2016 waren zudem sechs neue Volksbegehren lanciert worden; also genau gleich viele
wie im Jahr zuvor. Das vom Egerkinger Komitee lancierte «Verhüllungsverbot», aber
auch die Idee eines «Vaterschaftsurlaubs» von Travail.Suisse oder die
«Transparenzinitiative», die von einem Bündnis aus SP, GP, EVP, BDP und Piratenpartei
lanciert wurde, wurden bereits bei der offiziellen Lancierung medial virulent diskutiert.
Von verschiedenen Komitees wurden zudem Unterschriftensammlungen für die
Initiative «für eine Schweiz ohne synthetische Pestizide», die «Fair-Preis-Initiative»
und die Initiative gegen «die Auswüchse von Via sicura» gestartet.
Für das als Protest gegen die Ausschaffungsinitiative lancierte Volksbegehren «zur
Ausschaffung krimineller Männer» war die Sammelfrist 2016 abgelaufen. 2015 waren
noch vier Anliegen im Sammelstudium gescheitert. Eine Volksinitiative wurde 2016
zurückgezogen (2015: 1): Die «Stromeffizienz-Initiative» wurde nach der Annahme der
Verabschiedung der Energiestrategie 2050 durch das Parlament zurückgezogen. Die
Initianten waren der Ansicht, dass ihre Anliegen genügend berücksichtigt worden
seien. 37
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Seit 1983 war es nie mehr vorgekommen, dass in einem Jahr über kein einziges
Volksbegehren abgestimmt wurde. Dies war allerdings 2017 wieder der Fall. Zu diesem
Umstand beigetragen hatte nicht nur der in den letzten Jahren zu verzeichnende
leichte Rückgang der Zahl lancierter Initiativen – in den Medien war nach der
«Initiativenflut» eine eigentliche «Initiativenflaute» beklagt worden –, sondern auch,
dass im Jahr 2017 gleich drei Begehren zurückgezogen wurden (2016: 1). Im Falle der
«Rasa-Initiative», mit der die Masseneinwanderungsinitiative wieder aus der Verfassung
hätte gestrichen werden sollen, war lange unklar, ob sie nicht doch an die Urne
gelangen wird. Bei der «Wiedergutmachungsinitiative» hatte das Parlament in Form des
Bundesgesetzes über die Aufarbeitung der fürsorgerischen Zwangsmassnahmen und
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Fremdplatzierungen vor 1981 einen indirekten Gegenvorschlag verabschiedet, der die
Initianten zufrieden stellte. Der Bauernverband schliesslich zog seine Initiative «für
Ernährungssicherheit» zurück, weil das Parlament eine Verfassungsänderung als
direkten Gegenvorschlag ausgearbeitet hatte, der mittels obligatorischem Referendum
Ende September 2017 angenommen wurde. 
Allerdings dürfte es in den folgenden Jahren kaum mehr ausschliesslich zu
Abstimmungswochenenden ohne Volksinitiativen kommen, waren doch 2017 zwölf
Begehren abstimmungsreif bzw. beim Bundesrat oder im Parlament hängig (2016: 8).
Zudem hatten die Komitees in diesem Jahr für vier Initiativen (2016: 8) die nötigen
Unterschriften in der 18-Monate-Frist zusammengebracht, nämlich für die Initiative
«für einen vernünftigen Vaterschaftsurlaub», die «Transparenz-Initiative» sowie die
Initiative «Ja zum Verhüllungsverbot». Auch die «Pflegeinitiative» war 2017 zustande
gekommen, also noch im gleichen Jahr, in dem sie vom Schweizerischen Berufsverband
für Pflegefachpersonal (SBK) lanciert worden war. 
Darüber hinaus wurden im Jahr 2017 für zwölf Begehren Unterschriften gesammelt
(2016: 7). Neben den bereits 2016 lancierten Initiativen «für eine Schweiz ohne
synthetische Pestizide" und «Fair-Preis-Initiative» wurden also im Berichtsjahr zehn
neue Volksinitiativen lanciert (2016: 6), fünf davon innerhalb eines Monats, was in
einigen Medien und bei Politikerinnen und Politikern die Angst vor einer neuerlichen
Initiativenflut heraufbeschwor – insbesondere, weil im Jahr vor den Wahlen wohl noch
zahlreiche Parteien wieder Initiativen als Wahlkampfvehikel einreichen würden. Yannick
Buttet (cvp, VS) sprach sogar von einem Systemfehler, da Initiativen immer mehr als
Blockadeinstrumente gebraucht würden. Interessant waren freilich die Forderungen
der neu lancierten Begehren. Drei liessen sich dem Gesundheitswesen zuschreiben (die
oben erwähnte «Pflegeinitiative», die Initiative «Organspende fördern» und die
Initiative für die «Organisationsfreiheit der Kantone für die Krankenversicherung»), drei
stammten von Umwelt- bzw. Tierschutzkreisen («Trinkwasser-Initiative»,
«Atomkraftwerke abschalten» und «Tier- und Menschenversuchsverbot»), zwei von
links («99 Prozent-Initiative» und «Verbot der Finanzierung von
Kriegsmaterialproduzenten») und eines von rechts («Zuerst Arbeit für Inländer»). Das
zehnte neu lancierte Begehren, die Initiative für ein «von den Krankenkassen
unabhängiges Parlament» richtete sich gegen die Krankenkassenlobbys im Parlament
und stammte von demselben Komitee wie die Initiative, mit welcher gefordert wurde,
dass die Kantone in der Organisation der Krankenkassen frei sind. Bekannte Köpfe in
diesem Komitee waren Pierre-Yves Maillard (VD, sp) und Mauro Poggia (GE, mcg),
ehemals Nationalräte und aktuell Regierungsräte in den Kantonen Waadt und Genf. 
Dass das Sammeln von 100'000 Signaturen in 18 Monaten nach wie vor kein Kinderspiel
ist, zeigten die beiden Initiativen, die 2017 gescheitert waren (2016: 1): Die Initiativen
«Stopp den Auswüchsen von Via sicura» und «Ja zur Bewegungsmedizin». 38

Bei den Diskussionen um das Finanzreferendum werden immer wieder auch Befunde
aus der politikwissenschaftlichen Forschung als Argumente angeführt. In der Tat ist die
Wirkung von Finanzreferenden verschiedentlich untersucht worden: So fanden etwa
Vatter und Freitag (2002, 2006) heraus, dass die Staats-, die Sozial- und die
Verwaltungsausgaben umso geringer sind, je mehr Finanzreferenden in einem Kanton
pro Jahr durchgeführt werden. Auch Feld und Kirchgässner (2001) kamen zum Schluss,
dass das obligatorische Finanzreferendum seinen Zweck – die Begrenzung der
öffentlichen Ausgaben – erfülle: Ihre Untersuchung der kantonalen Staatsausgaben pro
Kopf zwischen 1986 und 1997 zeigen, dass diese in Kantonen, die ein obligatorisches
Finanzreferendum kennen, signifikant tiefer seien. Zum gleichen Resultat gelangten
Feld und Matsusaka (2003) für den Zeitraum zwischen 1980 und 1998 sowie Funk und
Gathmann (2011) für 1890 bis 2000. Feld und Kirchgässner (2001a) untersuchten den
Effekt des Finanzreferendums zugleich für die Gemeindeebene. Auch hier gilt laut den
Autoren: Diejenigen der 132 untersuchten Städte, welche ein obligatorisches
Finanzreferendum kennen, weisen geringere Staatsausgaben aus, als diejenigen, die
über kein solches Instrument verfügen. 
Nicht nur die Ausgaben, sondern auch die Einnahmen scheinen vom Finanzreferendum
beeinflusst zu werden. So stellten Feld und Kirchgässner (2001a) fest, dass Kantone und
Gemeinden mit einem Finanzreferendum mit weniger Staatseinnahmen auskommen als
Kantone und Gemeinden ohne dieses direktdemokratische Kontrollinstrument.
Anscheinend sei die dämpfende Wirkung vor allem auf weniger Einnahmen aus Steuern
zurückzuführen (Feld und Matsusaka 2003a). 
Darüber hinaus zeigten Feld, Schaltegger und Schnellenbach (2008), dass das
Finanzreferendum eine föderalistische Wirkung erzielen kann: Die kantonalen Ausgaben
für Erziehung, Gesundheit, Wohlfahrt und Volkswirtschaft sind in Kantonen mit einem
Finanzreferendum weniger zentral organisiert. 
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Schliesslich kamen Feld und Kirchgässner (2001a) in ihrem Städtevergleich auch zum
Schluss, dass das Finanzreferendum die Staatsverschuldung niedriger zu halten scheint.

Auch 2018 wurde keines der sechs zur Abstimmung stehenden Volksbegehren
angenommen. Unerwartet deutlich wurden dabei die «No-Billag-Initiative» und die
«Selbstbestimmungsinitiative» abgelehnt. Sie konnten genauso wie die «Vollgeld-
Initiative», die «Fair-Food-Initiative» oder die Initiative «für Ernährungssouveränität»
nicht einmal 40 Prozent der Stimmenden überzeugen. Am nächsten an einen Erfolg an
der Urne kam noch die «Hornkuh-Initiative», aber auch sie wurde mit 45.3 Prozent Ja-
Stimmen abgelehnt. Immerhin waren 2018 wieder Entscheidungen über Volksbegehren
angestanden, nachdem 2017 keine einzige Volksinitiative an die Urne gekommen war. 

Mit diesen sechs erledigten Volksinitiativen war die Liste der beim Parlament oder beim
Bundesrat hängigen Begehren auf sieben geschrumpft (2017: 12). Allerdings hatten es
2018 auch fünf Komitees geschafft, die nötigen Unterschriften in der gegebenen Frist
zu sammeln. Der Bundesrat und das Parlament werden sich folglich über ein «Verbot
der Finanzierung von Kriegsmaterialproduzenten», zwei Umweltschutzanliegen («für
sauberes Trinkwasser» und «für eine Schweiz ohne synthetische Pestizide»), die beide
weniger als ein Jahr zum Sammeln der Unterschriften brauchten, die «Fair-Preis-
Initiative» sowie über die von der SVP noch im Lancierungsjahr erfolgreich innert
sieben Monaten zustande gekommene «Begrenzungsinitiative» beugen müssen. 2017
waren noch vier Begehren zustande gekommen. 
Im Berichtsjahr wurden – einschliesslich der Begrenzungsinitiative – acht
Volksinitiativen lanciert, 2017 hatten sich zehn Komitees auf die Unterschriftenjagd
gemacht. Von diesen acht befand sich 2018 noch die Hälfte im Sammelstadium. Unter
den neuen Begehren war die «Korrektur-Initiative», die von einer breiten
Parteienallianz gegen den Beschluss des Bundesrats, Kriegsmaterialexporte zu lockern,
gestartet wurde. Die CVP wollte mit der «Kostenbremse-Initiative» etwas gegen die
steigenden Krankenkassenkosten unternehmen, wobei ihr unterstellt wurde, dass sie
die Initiative wohl auch als Werbevehikel für die 2019 anstehenden eidgenössischen
Wahlen einsetzen wolle. Ebenfalls lanciert wurden die «Justiz-Initiative», die
«Massentierhaltungsinitiative», die «Kesb-Initiative», eine Initiative «gegen
Tabakwerbung bei Kindern und Jugendlichen» und die von Workfair 50+ ausgearbeitete
Initiative mit dem Titel «Arbeit statt Armut». 

Für zwei im Sommer 2017 lancierte Begehren war Ende 2018 die Frist für die Abgabe der
nötigen Unterschriften verstrichen. Sowohl die Initiative «Zuerst Arbeit für Inländer» als
auch die Initiative «Atomkraftwerke abschalten» waren im Sammelstadium gescheitert.
Bereits im Jahr 2017 hatten es zwei Begehren nicht geschafft, die Unterschriftenhürden
in der vorgegebenen Frist zu überspringen. 

Volksinitiativen entfalten nicht nur Wirkung, wenn sie an der Urne angenommen
werden. Vielmehr können sie als Druckmittel verwendet werden, um das Parlament zu
Gesetzesrevisionen zu veranlassen. Dies gelang 2018 mit der «Velo-Initiative», für die
der Bundesrat und das Parlament einen direkten Gegenentwurf ausgearbeitet hatten.
Der Bundesbeschluss Velo, zu dessen Gunsten die Initiative zurückgezogen worden war,
war – anders als die sechs Initiativen im Berichtsjahr – an der Urne erfolgreich.
Zurückgezogen wurde auch die Initiative «Ja zum Schutz der Privatsphäre», die als
rechtskonservative Drohkulisse gegen die von Eveline Widmer-Schlumpf angeregte,
2018 im Parlament aber dann letztlich gescheiterte Revision des Bankgeheimnisses im
Inland gewirkt hatte. 39
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Das Internet wird als Werbeinstrument bei der Unterschriftensammlung für
Referenden und Initiativen sowie bei Volksabstimmungen immer wichtiger. Das
Referendum gegen die Einführung der biometrischen Pässe war 2008 weitgehend
aufgrund einer Kampagne im Internet zustande gekommen. Im Berichtsjahr fand ein
mittels e-mail an rund 400'000 Personen verschickter Werbefilm für eine Zustimmung
zur Weiterführung der Personenfreizügigkeit mit der EU grosse Beachtung; die Wirkung
auf das Abstimmungsverhalten hielt sich allerdings in engen Grenzen. Sehr umstritten
war bei der gleichen Abstimmung eine nur während der Kampagne aufgeschaltete
Internet-Seite aus Deutschland. Diese Seite einer fiktiven Agentur gab vor, deutschen
und osteuropäischen Sozialhilfeempfängern eine Niederlassungsbewilligung für die
Schweiz zu vermitteln und wurde von den Gegnern der Freizügigkeit mit Empörung als
Beweis für die negativen Konsequenzen der bilateralen Verträge mit der EU zitiert. 40
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Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

L'analyse Vox sur les résultats du scrutin a permis de mettre en évidence une
prépondérance de votes négatifs dans tous les groupes de population observés: Ainsi,
ni le sexe, ni l'âge, ni le statut professionnel ou encore la religion ne semblent avoir joué
un rôle significatif dans l'attitude du vote. Un rejet équivalent de l'initiative a par
ailleurs été observable au sein des grandes villes et à la campagne, de même qu'en
Suisse alémanique et en Suisse romande. Il s'est toutefois avéré que l'opposition aux
revendications des Démocrates suisses/Lega a été nettement moins virulente parmi les
personnes se sentant proches de l'UDC qu'au sein des sympathisants des autres partis
gouvernementaux. L'analyse du comportement du vote par rapport à l'axe idéologique
gauche-droite a d'ailleurs révélé que le rejet de l'initiative a eu tendance à s'accroître à
mesure que l'on se rapprochait de la gauche de l'échiquier politique. L'examen des
raisons avancées par les votants pour justifier leur décision a finalement montré que la
question de l'adhésion de la Suisse à l'UE n'a joué qu'un rôle secondaire dans le résultat
du scrutin, du fait que les opinions se sont avant tout formées sur la base des motifs
d'ordre constitutionnel invoqués par les autorités. Ainsi, l'analyse Vox est parvenue à la
conclusion que le rejet à plus de 70% de l'initiative ne pouvait en aucun cas être
interprété comme un témoignage d'ouverture en faveur de l'entrée de la Confédération
au sein de l'Union européenne. 41
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L’analyse VOX a montré que la confiance placée dans le Conseil fédéral a été l’élément
le plus important dans le choix des votants. Les personnes qui lui faisaient confiance
ont approuvé l’accord à 83%, alors que celles qui s’en méfiaient l’ont accepté à 25%.
Les sympathies partisanes ont également joué un rôle important. Les sympathisants du
PDC, du PLR et du PS ont ainsi suivi les recommandations de leur parti respectivement
par 75%, 77% et 80% des voix. Ceux de l’UDC ont fait de même à 94%, rejetant
massivement l’accord. Finalement les personnes non alignées sur un parti se sont
exprimées en faveur de l’accord à 69%, soit presque 10% de plus que la moyenne
nationale. Par ailleurs, l’appartenance gauche-droite a entraîné des répercussions
moins fortes que les sympathies partisanes. Ainsi, l’approbation a été plus forte parmi
les votants de gauche (91%) et d’extrême gauche (77%). Les votants se classant au centre
ont approuvé l’accord par 64%, ceux s’estimant à droite l’ont fait à 46% et ceux de
l’extrême droite à 21 %. La position par rapport aux étrangers a pesé également de
manière importante sur la décision des électeurs. Les tenants d’une politique égalitaire
à leur encontre ont soutenu massivement l’accord (83%), ceux qui donnaient une
préférence nationale l’ont majoritairement rejeté (70%). Les caractéristiques sociales
et économiques ont eu un faible impact sur l’issue de la votation. Toutefois, les
catégories urbaines, matériellement aisées et issues de hautes écoles ont approuvé cet
accord de manière plus nette. Finalement, la Suisse romande l’a approuvé à 66%, la
Suisse alémanique à 59% et la Suisse italienne à 34%. 42
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Beziehungen zu internationalen Organisationen

L’analyse VOX a relevé que plus de deux tiers des votants avaient déjà fait leur choix
plus de six semaines avant le vote, soit deux fois plus tôt que lors d’autres votations. Le
profil de l’opposant a été établi : de droite, il est peu intéressé à la politique, habite une
région rurale de Suisse allemande ou italienne, et n’a pas complété sa formation après
son école obligatoire ou son apprentissage. Les plus fervents partisans ont été les
sympathisants socialistes (90% de oui). Les opposants les plus décidés ont été les
démocrates de centre en rejetant l’adhésion à 84%. Les sondés proches des radicaux
ont nettement approuvé l’ouverture en la plébiscitant à 69%, les démocrates-chrétiens
se sont montrés plus prudents (58%). La division au sein du camp bourgeois en matière
de politique étrangère s’est confirmée, l’UDC se démarquant de plus en plus
régulièrement. Les principaux arguments invoqués par les partisans étaient la crainte
de l’isolement, l’image de la Suisse à l’étranger, l’exercice d’une solidarité active ou
encore la prise de sa part de responsabilité. Pour les opposants, le coût excessif a
souvent été invoqué. La principale raison semble toutefois avoir été d’ordre très
général, liée à l’inutilité de l’adhésion. Il est intéressant de noter l’évolution dans la
perception de la neutralité. Si en 1986, 54% des participants considéraient que
l’adhésion y contrevenait, ils n’étaient que plus que 28% lors de ce scrutin. Cette
perception a même diminué parmi les opposants (de 76% à 58%). De même, bien que
toutes les catégories sociales et les groupes aient massivement augmenté leur soutien,
de nouvelles divisions, plus significatives, sont apparues. Ce sont avant tout les
différences entre les régions rurales et urbaines alémaniques qui se sont accentuées. 43
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L'analyse Vox sur les résultats de ce scrutin a permis de montrer que l'orientation
idéologique des votants ainsi que leurs préférences partisanes ont eu une incidence
significative sur le comportement de vote. Ainsi, les personnes situées à gauche de
l'échiquier politique ont soutenu dans une large mesure l'initiative alors que celles se
déclarant du centre ou de la droite l'ont très clairement repoussée. Il est toutefois à
signaler qu'une majorité de sympathisants du PS a rejeté l'initiative. Si aucune
différence de vote n'a réellement pu être mise en évidence selon le statut
professionnel, la catégorie sociale, l'âge, le sexe ou la formation des votants,
l'interdiction d'exporter du matériel de guerre a en revanche été moins fortement
repoussée en Suisse romande et en ville qu'en Suisse alémanique et à la campagne.
Concernant les motifs invoqués par les votants à l'appui de leur décision, il apparaît
très clairement que ce sont les craintes de voir disparaître de nombreuses places de
travail en Suisse qui ont incité les détracteurs de cette initiative à la balayer, alors que
du côté des partisans, plus de la moitié des raisons avancées a fait référence à des
valeurs pacifistes ou éthiques. 44
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Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Löschen: eingefügt in #15459
L'analyse Vox a révélé que le vote des partisans et des opposants correspondait au
clivage gauche droite. En effet, tandis que la gauche de l'électorat a massivement rejeté
l'article constitutionnel, le centre et la droite l'ont majoritairement soutenu, les
sympathisants du PDC et de l'UDC y étant le plus favorables. Par ailleurs, parmi les
motivations de ceux ayant refusé l'article, l'aspiration à une réforme plus importante en
direction du marché et de l'environnement a été prédominante. Pour les partisans en
revanche, c'est la volonté de soutenir la paysannerie et de lui garantir des ressources
financières suffisantes qui a constitué la motivation principale. 45
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Löschen: eingefügt in #15465
L'analyse Vox a révélé pour sa part que le comportement de vote des partisans avait été
motivé avant tout par des préoccupations écologistes. Dans le camp des opposants, ce
seraient avant tout des motivations d'ordre financier qui expliqueraient le refus. Par
ailleurs, il semble que les électeurs appartenant à la gauche de l'échiquier politique
aient été plus favorables au contre-projet du parlement. En revanche, on ne saurait
percevoir de différences notoires selon les caractéristiques socio-démographiques
entre opposants et partisans du nouvel article. 46
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Löschen: eingefügt in #15523
L’analyse Vox a mis en évidence que l’initiative n’avait trouvé un écho favorable au sein
d’aucune catégorie spécifique de la population. Les sympathisants du PDC, de l’UDC et
du PRD ont suivi largement la consigne de vote négative de leur parti, alors que les
sympathisants du PS ont également rejeté l’initiative, mais plus faiblement. C’est sur la
gauche de l’échiquier politique que l’initiative a recueilli le plus de voix. Les
caractéristiques socio-démographiques habituelles (âge, sexe, formation, salaire,
résidence, région linguistique, etc.) ne permettent pas d’expliquer le comportement de
vote. Parmi les personnes ayant voté oui, c’est l’argument de soutien aux petits paysans
qui est le plus entré en ligne de compte pour la prise de décision. Par contre, le fait que
l’entreprise Denner ait soutenu l’initiative semble avoir nui à celle-ci. Pour ce qui est
des motivations des non, c’est le soutien aux paysans en général qui est ressorti du
sondage. Une large frange des opposants a aussi exprimé qu’elle préférait la politique
des autorités fédérales en la matière. Une analyse statistique mesurant le poids relatif
des arguments a, en fin de compte, montré que les votants étaient restés sceptiques
face à l’initiative et que c’était surtout les arguments «contre» qui avaient convaincu. 47

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.11.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Agrarprodukte

L’analyse VOX a montré qu’une bonne majorité des votants (68%) a considéré qu’il
s’agissait d’une interdiction générale de produire des aliments génétiquement modifiés
et non d’un simple moratoire. Seul un tiers d’entre eux connaissaient véritablement les
détails de l’initiative et ont indiqué que cette interdiction ne serait valable que pour les
produits émanant de l’agriculture du pays. L’analyse a également montré que deux
éléments ont exercé une grande influence sur le comportement de vote: l’attitude
fondamentale par rapport au système économique (personnes favorables à
l’intervention étatique vs personnes qui privilégient une grande liberté dans l’économie
de marché) et le positionnement sur l’axe gauche-droite. Au niveau de ce dernier, plus
une personne se classait à gauche, plus elle a voté en faveur du moratoire. Les
sympathisants d’un parti ont suivi de manières diverses les recommandations de vote
émises par leur parti. Ceux du PS et du PRD s’y sont majoritairement conformés, tandis
que la moitié des sympathisants de l’UDC et du PDC ne les ont pas respectées. Pour
trois personnes sur quatre qui ont voté « oui », le rejet de la technologie génétique a
été la raison principale de leur décision, même si elles ne la rejetaient pas toutes
fondamentalement. Pour la grande majorité des personnes qui ont refusé le texte, les
arguments en rapport avec la recherche ont été déterminants. 48

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.11.2005
ELIE BURGOS

Tierische Produktion

Bei der Abstimmung am 25. November war die Stimmbeteiligung mit 26,9% so tief wie
seit 1972 nicht mehr. Die im Anschluss an den Urnengang durchgeführte Vox-Analyse
fand als möglichen Grund dafür die geringe persönliche Betroffenheit: Über 60% der
Stimmberechtigten gaben an, dass sie das TSG für unwichtig erachteten, und beinahe
70% derjenigen, die sich an der Abstimmung beteiligt hatten, taten dies, weil sie
prinzipiell keine Abstimmung auslassen. Das Referendum wurde mit 68,3% deutlich
abgelehnt, und auch die Stände sprachen sich mit Ausnahme der Kantone Uri und
Appenzell Innerrhoden einhellig für die Revision aus. SP-, CVP- und FDP-
AnhängerInnen folgten grossmehrheitlich den Empfehlungen ihrer Parteien. Die SVP-
SympathisantInnen waren hingegen wie bereits die Basis bei der
Delegiertenversammlung gespalten: Mit 56% entschied sich eine knappe Mehrheit, die
Vorlage abzulehnen. Entscheidend für die Abstimmungshaltung war allerdings die
Meinung zu staatlich verordneten Impfobligatorien: Die 76% der ImpfgegnerInnen,
welche die Revision ablehnten und die 87% der ImpfbefürworterInnen, die sie
annahmen sind ein deutliches Zeichen dafür, dass die Referendumskampagne die
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Diskussion erfolgreich auf dieses eigentlich vorlagenfremde Thema konzentrieren
konnte. Bei der Frage nach dem Inhalt der Abstimmung gaben denn auch 19% an, dass
es um das Impfobligatorium gegangen sei, während bemerkenswerte 16% antworteten,
sie wüssten nicht, worüber sie abgestimmt hatten. 49

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Die VOX-Analyse zur Volksinitiative "Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und
Ausbildungszulagen" zeigte, dass nur gerade die Hälfte der CVP-Anhänger dem
Anliegen ihrer Partei zugestimmt hatten. Bei der SVP, die etwas überraschend die Ja-
Parole beschlossen hatte, war gar weniger als ein Drittel der Parteibasis der Empfehlung
gefolgt. Die VOX-Analyse kam überdies zum Schluss, dass der gesellschaftspolitische
Konflikt, der bei früheren familienpolitischen Vorlagen eine wichtige Rolle gespielt
hatte, bei der CVP-Familieninitiative kaum zum Tragen gekommen war. Die Initiative sei,
so die Autoren, vielmehr aus fiskalpolitischen Gründen abgelehnt worden. Eine
Mehrzahl der befragten Personen hatte angegeben, gegen die Initiative gestimmt zu
haben, weil vor allem bessergestellte Familien davon profitiert hätten. Neben dem
Fairness-Argument, das im Wahlkampf vor allem von linker Seite eingebracht worden
war, hatten auch die drohenden Steuerausfälle ein Nein begünstigt. 50

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.04.2015
DAVID ZUMBACH

Die VOX-Analyse zur Volksinitiative "Millionen-Erbschaften besteuern für unsere AHV
(Erbschaftssteuerreform)" verdeutlichte, dass es den Initianten trotz KMU-
Sonderregelungen und dem von vielen Seiten als sinnvoll anerkannten
Verwendungszweck der AHV kaum gelungen war, ausserhalb des linken Lagers
Zustimmung für ihr Anliegen zu erhalten. Nicht einmal 20% der Anhängerinnen und
Anhänger von CVP, FDP und SVP hatten ein Ja in die Urne gelegt. Die AutorInnen
erklärten dies damit, dass der Stimmentscheid nicht durch persönliche
Betroffenheitsmotive, sondern durch ein übergeordnetes Links-Rechts-Konfliktmuster
geprägt war. Eine Mehrzahl der Befragten erachtete die Vorlage in erster Linie als eine
neue Steuer und als Mehrfachbesteuerung desselben Steuersubstrats. Zudem gaben
viele der befragten Vorlagengegner an, sich vor den wirtschaftlichen Folgen,
insbesondere für die KMU, gefürchtet zu haben. 51

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.08.2015
DAVID ZUMBACH

Die VOX-Analyse zur Volksinitiative "Für Ehe und Familie - gegen die Heiratsstrafe"
kam zum Schluss, dass die äusserst knapp verworfene CVP-Initiative wohl angenommen
worden wäre, wenn die Kontroverse hinsichtlich der engen Ehedefinition nicht
bestanden hätte. Die Befragung habe gezeigt, so die Autoren, dass innerhalb der
Schweizer Bevölkerung ein ziemlich breiter Konsens über die Notwendigkeit, die
Ungleichbehandlung von verheirateten gegenüber unverheirateten Paaren im Bereich
der Steuern und der Sozialversicherungen zu beseitigen, bestehe. Gleichzeitig hätten
sich aber viele Befragte daran gestört, dass mit der neuen Regelung
gleichgeschlechtliche Paare diskriminiert worden wären. Wenig überraschend war die
Vorlage vor allem von den Stimmenden aus dem linken politischen Lager wuchtig
abgelehnt worden. Dagegen war das Volksbegehren bei den Anhängern von CVP und SVP
sowie bei Parteilosen auf viel Sympathie gestossen. 52

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.06.2016
DAVID ZUMBACH

Die Voto-Analyse zur Abstimmung vom 12. Februar 2017 über die
Unternehmenssteuerreform III verdeutlichte insbesondere, dass die Vorlage den
Befragten grosse Schwierigkeiten bereitet hatte. So gaben 74 Prozent der an der
Umfrage Teilnehmenden an, dass es ihnen eher schwer gefallen sei, zu verstehen, um
was es bei der Vorlage ging. Entsprechend nutzten auch viele Befragte
Entscheidungshilfen: 39 Prozent der Ja-Stimmenden und 20 Prozent der Nein-
Stimmenden gaben an, bei der Entscheidungsfindung Empfehlungen von Bekannten,
Parteien oder dem Bundesrat gefolgt zu sein. Das Vertrauen der Befragten in Bundesrat
und Parlament sowie in die Wirtschaft erwies sich als relativ hoch, doch während
Ersteres kaum Einfluss auf den Stimmentscheid hatte, zeigte sich das Vertrauen in die
Wirtschaft als sehr relevant für das individuelle Stimmverhalten: Wer der Wirtschaft
misstraute, lehnte die Vorlage mit grosser Wahrscheinlichkeit ab. 
Sowohl Ja- als auch Nein-Stimmende nahmen die Notwendigkeit sowie den Nutzen der
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Unternehmenssteuerreform wahr – die entsprechenden Argumente wurden von beiden
Lagern mehrheitlich akzeptiert. Entscheidend waren aber die Einschätzungen der
Befragten bezüglich Nutzniessern und Folgen der Vorlage. So befürchteten 36 Prozent
der Nein-Stimmenden, dass nur die Reichen oder grosse, internationale Firmen von der
Änderung profitieren würden, während der Mittelstand die Kosten trage. Folglich
rechneten 35 Prozent der Befragten mit tieferen Steuereinnahmen, 78 Prozent von
ihnen lehnten die USR III ab. Kritisiert wurden gemäss den Autoren der Voto-Studie
folglich nicht einzelne, konkrete Instrumente der Vorlage; vielmehr erwies sich das
Gesamtpaket der Steuerinstrumente sowie dessen Vermittlung als nicht
mehrheitsfähig. 53

Indirekte Steuern

Gemäss der Vox-Analyse zeigte unter den sozioökonomischen Merkmalen die
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Sprachregion den signifikantesten Zusammenhang
mit dem Stimmverhalten. Die politische Merkmalsgruppe mit der deutlichsten
Zustimmung waren die Anhänger der GP, während Mitglieder und Sympathisanten der
Auto-Partei und politisch wenig Interessierte die deutlichste Ablehnung äusserten. Bei
den Entscheidmotiven zeigte sich, dass bei den Ja-Stimmenden in der Deutschschweiz
die Mittelbeschaffung für die Bundeskasse, Umweltschutzargumente und das
Verursacherprinzip im Vordergrund standen. In der Romandie hingegen war für die
Befürworter das entscheidende Motiv die zu 50% zweckgebundene Verwendung für
den Strassenbau, insbesondere die Nationalstrassen, während ökologische
Beweggründe bedeutungslos blieben. Insgesamt erzielten die Treibstoffzolleinnahmen,
wie nach Annahme der Referendumsabstimmung erwartet, im Rechnungsjahr ein gutes
Ergebnis, blieben aber trotzdem CHF 400 Mio. unter dem budgetierten Betrag, nicht
zuletzt auch weil der Benzintourismus im Südtessin und in der Region Basel stark
zurückging. 54

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Finanz- und Ausgabenordnung

Gemäss der gegnerischen Argumentation ist die dritte MWSt-Vorlage nicht wie in den
ersten beiden Anläufen wegen des Systemwechsels als solchem sondern wegen der
Verknüpfung mit weiteren steuerpolitisch umstrittenen Gegenständen gescheitert.
Nationalrat Paul Eisenring (cvp, ZH) interpretierte das Ergebnis in ähnlicher Richtung:
Laut seinen Ausführungen sind Vorlagen in Form von "Paketen" bei den
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern nicht mehrheitsfähig. Laut der VOX-Analyse
gestaltete sich die Mobilisierung der Stimmbürger und Stimmbürgerinnen ungünstig, da
es für die Mehrheit sehr schwierig war, sich eine eigene Meinung zur Neuordnung der
Bundesfinanzen und deren Auswirkungen auf die eigene Person zu bilden. Unter den
Nein-Sagern waren Personen mit geringem Bildungsgrad, mit wenig Vertrauen in die
Regierung und ohne Parteibindung übervertreten. Wichtigste Erkenntnis der Umfrage
war jedoch, dass sich die Gegner der Vorlage eher gegen Steuern im allgemeinen
wandten und nicht das Prinzip der Mehrwertsteuer als solches ablehnten: 23% der
Nein-Stimmenden wollten einfach in diffuser Weise Widerstand gegen Steuern
allgemein leisten, 20% wandten sich gegen eine Mehrbelastung der Konsumenten, 7%
lehnten Mehreinnahmen des Bundes ab und nur 6% waren explizit gegen eine
Mehrwertsteuer. 55

STUDIEN / STATISTIKEN
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MATTHIAS RINDERKNECHT

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Löschen: eingefügt in #18672
Die Vox-Befragung zur Abstimmung zeigte klar, dass sich die grosse Mehrheit der
Votierenden vom Sparappell des Bundesrates überzeugen liess. Rund 20% der
Befürworter gaben als Argument für die Ausgabenbremse an, die Parlamentarier
disziplinieren und zur Anwesenheit im Saal zwingen zu wollen. Bei den Nein-
Stimmenden überwog die Ansicht, dass die Ausgabenbremse bloss als Alibi für die
Behörden diene und keine wirkliche Sparmassnahme darstelle. 56
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Gemäss Vox-Analyse widerspiegelte sich die Homogenität und hohe Zustimmung zum
Haushaltsziel darin, dass viele gesellschaftliche Merkmale wie Geschlecht, Schulbildung,
Erwerbsgrad, berufliche Stellung, Haushaltseinkommen oder Alter in keinem
signifikanten Zusammenhang mit dem Abstimmungsverhalten standen. Obwohl die
Gegnerschaft vor allem den Einwand der sozialen Unverträglichkeit erhoben hatte, fiel
die Ablehnung der Vorlage bei den Rentner nicht höher aus, eher im Gegenteil.
Grössere Verhaltensunterschiede ergaben sich nur in sprachregionaler und
parteipolitischer Hinsicht. Während das bürgerliche Lager (87%) geschlossen hinter
dem Haushaltsziel stand, waren die Sympathisanten der rot-grünen Parteien
skeptischer; aber auch sie stimmten mit deutlicher Mehrheit (61%) der Vorlage zu. 57

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1998
URS BEER

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Dass die Volksinitiative der GLP «Energie- statt Mehrwertsteuer» am 8. März 2015 von
der Stimmbevölkerung mit 92.0 Prozent Ablehnung deutlichen Schiffbruch erlitt, lag
nicht an der grundsätzlichen Ablehnung des energiepolitischen Kurses des Bundesrates
(Energiestrategie 2050) oder an einer Abneigung gegen eine Energiesteuer im
Allgemeinen, sondern vielmehr am vorgesehenen Mittel der Initiative, wie die VOX-
Nachbefragung zeigte. Als wichtigstes Contra-Argument wurde demnach die
Unsicherheit beim Umbau des Steuersystems genannt. Einerseits sei der Ersatz der
weitherum anerkannten Mehrwertsteuer, die mehr als ein Drittel der Bundeseinnahmen
ausmacht, zu riskant. Andererseits würde die Summe der Lenkungsabgaben mittelfristig
aufgrund von Energiekonsumverhaltensänderungen abnehmen, was nur mit stetig
anzupassenden Energiesteuersätzen ausgeglichen werden könnte. Zudem wurde
moniert, dass die Initiative sozial unfaire Umverteilungswirkungen mit sich bringen
würde. In der Wahrnehmung stand die Volksinitiative deshalb bei einer Mehrheit der
Stimmbevölkerung vorwiegend im Lichte einer Abschaffung der Mehrwertsteuer sowie
einer Reform des Steuersystems und weniger in jenem einer neuen Energiesteuer.
Wenig überraschend war jedoch gerade Letztere das zentrale Stimmmotiv der
Befürwortenden, die in dieser Energiesteuer ein wirksames Instrument zur Erreichung
der Umweltziele sahen. Abgeschreckt hat viele Stimmende der in den Medien im Vorfeld
der Abstimmung häufig genannte Preis von CHF 5 pro Liter Benzin, den die Mehrheit
nicht bezahlen wollte. Dieser wurde schliesslich auch zum primären Nein-Stimmmotiv.
Mehrheitliche Ablehnung fand die Initiative letztlich unabhängig von der Links-Rechts-
Einstufung oder von soziodemografischen Faktoren. 58

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.04.2015
MARCO ACKERMANN

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

L'analyse VOX a révélé que l'appui apporté au projet s'amenuisait à mesure que l'on se
dirigeait vers l'extrême droite de l'échiquier politique. Les sympathisants du PDC ont
accepté le projet dans une moins large mesure que ceux du PS et du PRD, tandis que
l'UDC est parvenue à mobiliser la majorité de ses troupes contre la RPLP. Les partisans
ont justifié leur vote essentiellement par l'argumentation écologique de la politique des
transports et par le principe du pollueur-payeur. Ils ont mentionné, en seconde
position, l'argument de l'intégration européenne, puis celui du financement des
chantiers ferroviaires. Les opposants, quant à eux, ont justifié leur vote par quatre
arguments de même poids: le coût élevé pour les ménages, une baisse de la situation
économique suisse en général (pertes d'emplois, difficultés pour les petites
entreprises), la considération de la RPLP comme un nouvel impôt et le rejet de la
politique des transports dans son ensemble. 59

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.09.1998
LAURE DUPRAZ

L’initiative n’a été acceptée par aucun canton; elle a obtenu son meilleur score à Bâle-
Ville et à Zurich avec 34% respectivement 27% de Oui. L'analyse Vox constatait l'échec
d'Actif-trafiC, car les partis bourgeois – qui l'ont rejeté avec une majorité de 90% dans
leurs rangs – ont présenté un front uni et surtout, seule une faible majorité a voté pour
elle dans le camp rouge-vert. Dans l'ensemble, la décision en faveur ou en défaveur
était avant tout en lien avec l'attitude par rapport à la protection de l'environnement et
la possession ou non d'une voiture. La division dans le camp vert-socialiste s'est faite
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sur ce dernier point. Au niveau des motivations, c'est le caractère utopique de
l'initiative qui a fait tomber en disgrâce celle-ci auprès de la majorité des personnes
ayant voté non. A l'opposé, c'est cette même caractéristique qui a motivé les partisans
à voter oui et par la même occasion à donner un signal. Par ailleurs, le rejet a été plus
net au Tessin et en Suisse romande qu'en Suisse alémanique. 60

L’initiative "Rue pour tous" a connu la même sortie de route que l’initiative "Rétroactif"
l’année précédente. Ce rejet marquait la deuxième victoire du lobby de la route en
deux ans. L’initiative a été balayée massivement et sans appel: par le peuple à 79,7% et
par tous les cantons. C’est dans les cantons urbains que le texte a été le mieux
accepté – Genève 25%, Zurich 25%, Berne 22% et Bâle-Ville 35% –, mais
insuffisamment pour inverser la tendance. L’analyse Vox constatait que la votation
n’avait creusé, ni fossé entre alémaniques et romands, ni fossé entre ville-campagne.
Comme lors des précédentes votations relatives à la politique du trafic, l’antagonisme
gauche/droite a constitué la principale ligne de conflits. Toutefois, l’initiative n’a
recueilli qu’une majorité relative auprès des votants qui se situent à l’extrême gauche
et auprès des sympathisants du PS. Le scepticisme était de mise pour l’ensemble des
votants. Le principal reproche des personnes qui ont rejeté l’initiative résidait dans le
caractère jugé trop schématique de la limitation générale à 30 km/h. Les exceptions
prévues par les auteurs de l’initiative n’ont manifestement pas été convaincantes pour
la majorité des votants. Un autre argument avancé par les opposants était la crainte des
embouteillages et du chaos routier. Par contre, les coûts élevés qu’entraîneraient la
signalisation et les mesures d’accompagnement n’ont pas été un facteur déterminant
lors du vote. 61

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.03.2001
PHILIPPE BERCLAZ

L’initiative « Pour un dimanche sans voitures par saison » a connu le même sort que sa
consoeur 25 ans plus tôt. Elle a été rejetée par 62,3% des votants et tous les cantons.
Les plus réfractaires ont été les Valaisans (75,4% de non), devant Appenzell Rhodes-
Intérieures (71,4%) et Nidwald (69,2%). L’idée a suscité le plus de sympathie dans les
cantons urbains de Bâle-Ville (43,6% de oui) et de Zurich (42,2%). D’après l’analyse Vox,
les auteurs de l’initiative n’ont pas réussi à obtenir, malgré une campagne visant une
large couche de la population, une majorité en faveur de leur revendication, exception
faite de leur électorat (rose-vert). Le fossé entre partisans et opposants longeait la
ligne idéologique classique. Parmi les caractéristiques sociales, le fait de posséder une
voiture a pesé sur le vote. Les personnes qui ont voté en faveur de l’initiative ont mis en
avant sa dimension positive, à savoir la qualité de vie qu’elle supposait. Ces dernières se
sont également reconnues dans son argument d’utilité écologique à long terme, dans le
sens où elle encourageait un changement de mentalité des utilisateurs de la route. Pour
les personnes qui s’y étaient opposées, les avantages de l’initiative ne compensaient
pas ses désavantages. Ceux-ci résidaient surtout dans le caractère contraignant de
l’interdiction dominicale de circuler en voiture (atteinte à la liberté), mais également
dans la difficulté de réalisation et les avantages minimes sur le plan écologique. 62

STUDIEN / STATISTIKEN
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PHILIPPE BERCLAZ

Eisenbahn

L'analyse VOX a révélé que cet objet revêtait une importance particulière aux yeux des
citoyens qui l’ont considéré comme essentiel pour l'avenir du pays. L'influence sur le
comportement de vote du positionnement sur l'échiquier politique a été importante.
Alors que les sympathisants de la gauche ont approuvé massivement l'objet, à mesure
qu'on se rapprochait des positions de la droite radicale, le soutien a décliné
progressivement. Les partisans du projet ont été motivés par les aspects positifs sur
l'environnement et par les perspectives d'amélioration des relations avec l'Europe et de
l'emploi. Pour justifier leur décision, ils ont invoqué l'importance du réseau ferroviaire
pour alléger le réseau routier et transférer les marchandises de la route au rail. Ensuite,
l'argument européen a été mentionné. L'acceptation de l'objet permettrait d’envisager
une conclusion rapide des négociations bilatérales. Finalement, les partisans ont
souligné le fait que le financement du projet était assuré, notamment par la RPLP
approuvée en septembre. Du côté du non, les motifs ont été essentiellement liés aux
coûts du projet (9 personnes sur 10). De manière bien moins importante, les opposants
ont estimé que le percement de deux tunnels n'était pas justifié, et en dernier lieu, ils
ont mentionné le credo antieuropéen. 63
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Luftfahrt

Selon l’analyse Vox, ce vote n’a pas révélé de différenciation claire entre partisans et
opposants du point de vue de la position politique comme des propriétés
socioculturelles. Les tenants du refus n’ont été majoritaires que parmi les membres
déclarés de l’extrême gauche. L’étude a en outre souligné le faible intérêt des
répondants et, parmi ceux-ci, des votants pour cet objet peu controversé,
respectivement 57% et 38% d’entre eux ne sachant plus de quoi il s’agissait quelques
jours à peine après le scrutin. En dépit de cette mauvaise connaissance de l’objet, une
bonne moitié des tenants du oui et deux tiers des adversaires ont motivé leur décision
par des arguments concrets et objectifs. Parmi les partisans, l’argument le plus mobilisé
a été le principe de justice, selon lequel il est juste que le trafic aérien bénéficie du
produit des taxes sur les carburants auxquelles il est soumis. Quant aux tenants du non,
ils ont principalement fondé leur choix sur le rejet du trafic aérien et de ses
nuisances. 64

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
NICOLAS FREYMOND

Post und Telekommunikation

L’initiative « Services postaux pour tous » a été rejetée par 50,2% des votants et une
petite majorité de cantons. Le camp du oui regroupe tous les cantons romands, mais
aussi le Tessin, Bâle-Ville, Uri et les Grisons. D’après l’Analyse Vox, bien que l’initiative
ait été davantage soutenue par la gauche que par la droite, les fronts qui se sont formés
lors de la campagne de votation n’ont pas épousé les lignes de conflit idéologique
gauche/droite. D’autres raisons ont joué un rôle plus important dans le choix du vote.
L’Analyse Vox cite le fait de se sentir personnellement concerné par la portée de
l’initiative et la positionnement personnel envers la privatisation d’entreprises
étatiques. Les personnes qui accordaient à l’initiative une grande importance pour
elles-mêmes ont majoritairement voté oui ; celles qui ne se sentaient pas touchées par
cet objet l’ont clairement rejeté. Le fait d’être personnellement concerné était lié à la
crainte ou non d’une réduction des prestations postales dans la région proche. De
telles craintes ont été émises, non seulement dans les régions rurales ou alpines, mais
aussi dans les centres urbains. En conséquence, il n’existe qu’un faible lien entre le fait
d’être personnellement concerné et le degré d’urbanisation. 65
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Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

Die VOX-Analyse der SGFB-Initiative ergab, dass sich die Anhängerschaft der SP mit
39% leicht weniger häufig für die Initiative aussprach als dies Sympathisanten des
bürgerlichen Lagers taten. Obwohl die Parteikonformität bei Sympathisanten von
Linksparteien bereits relativ gering war, zeigte sich die Anhängerschaft der bürgerlichen
Parteien noch weniger diszipliniert. Etwas stärker als durch politische Merkmale scheint
der Stimmentscheid durch ökonomische Faktoren beeinflusst. So stimmten im
Konkubinat lebende oder verheiratete Personen sowie Personen aus höheren
Einkommensklassen der Initiative tendenziell häufiger zu, wenn auch kaum zu mehr als
50%. Weiter stimmten Wohneigentümer dem Bausparanliegen nicht stärker zu als die
Mieterseite. Während die Befürworterseite eine Vielzahl von Stimmmotiven einbrachte,
konzentrierte sich die Gegnerseite auf ein bestimmtes: Insgesamt 87% der Gegner
gaben an, dass die Initiative ungerecht sei, indem sie nur einer bereits gut situierten
Bevölkerungsgruppe entgegen komme, nämlich einer, die sich Wohneigentum auch
ohne diese Massnahmen leisten könne. Diese Meinung unterstützte auch ein Drittel der
Befürworter. Letztere stimmten hingegen in 9 von 10 Fällen ebenfalls dem Argument zu,
Bausparen erleichtere auch jungen Familien und dem Mittelstand den Zugang zu
Wohneigentum – eine Ansicht, die auch der HEV vertrat. Auf der Gegnerseite fand
dieses Argument nur zu 35% Zustimmung. 66
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Im Vergleich zur Analyse der SGFB-Initiative zeigte die VOX-Analyse zum
Bausparanliegen des HEV eine höhere Parteigebundenheit im linken Lager und in der
Mitte. Die CVP-Sympathisanten schienen den Meinungsumschwung ihrer Partei zu
begrüssen und lehnten das Volksbegehren mit 76% noch etwas deutlicher ab als die
Anhängerschaft der SP (74%). Entgegen der Empfehlung ihrer bevorzugten Partei
stellten sich Sympathisanten der FDP und SVP, welche das Anliegen nur in 42%
respektive 36% der Fälle unterstützten. Während die Parteiorientierung also einen
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höchstens moderaten Einfluss auf den Stimmentscheid ausübte, war es die persönliche
Bedeutung, die man der Vorlage beimass, welche das eigene Votum am stärksten
diktierte. Die Auswertung der Stimmmotive ergab denn auch, dass ungefähr ein Drittel
aller Befürworter aus Nutzenüberlegungen ein Ja in die Urne gelegt hatte. Ein Vergleich
der im Abstimmungskampf eingebrachten Argumente zu den beiden Bausparvorlagen
zeigte, dass die Argumente für das Bausparen in der Juni-Abstimmung eine um jeweils
rund 10 Prozentpunkte tiefere Unterstützungsrate aufwiesen. So vertraten zum Beispiel
nur noch knapp die Hälfte der befragten Personen die Ansicht, dass Bausparen
insbesondere jungen Familien und dem Mittelstand zu Gute komme, während dieses
Argument im März noch 59% der Befragten unterstützt hatten. Im Gegenzug
verzeichneten die Argumente der Initiativ-Gegner eine um denselben Betrag höhere
Zustimmungsrate. Etwas über 70% aller Befragten gaben an, dass die bestehenden
Förderinstrumente ausreichen würden und die Initiative hauptsächlich diejenigen
belohnen würde, die nicht auf weitere Fördermassnahmen angewiesen seien.
Interessanterweise zeigten sich 23% der Befragten unentschlossen beim Argument,
dass Bauspargelder im Falle des Nicht-Erwerbs von Eigenheim nachträglich versteuert
würden. Dabei zeigte sich ein Unterschied zwischen den Befürwortern (14%) und
Gegnern (27%) der Initiative. Da es sich bei erwähnter Aussage um eine Forderung der
Initiative handelte, folgerten die Autoren der Vox-Analyse, dass ein Teil der
ablehnenden Stimmbürger nicht ausreichend über das Anliegen informiert war, worin
sie einen Grund für die äusserst deutliche Ablehnung des Volksbegehrens
vermuteten. 67

Die VOX-Analyse zum Anliegen des HEV ergab, dass sich das links-grüne Lager am
parteikonformsten verhielt: 73% der SP-Anhängerschaft folgten der Empfehlung ihrer
Partei, bei den Grünen waren es deren 71%. Während immerhin noch 66% der SVP-
Sympathisanten im Sinne ihrer Partei stimmten, zeigten sich die Anhängerschaft der
CVP und FDP höchst gespalten. Weiter nahmen Wohneigentümer mit 55% deutlich
häufiger an der Abstimmung teil als Mieter (31%). Die Zustimmung unter den
Wohneigentümern hielt sich mit ebenfalls 55% jedoch in Grenzen. Dagegen
unterstützten immerhin 37% der Mieter das Anliegen zur Wohneigentumsförderung.
Eine Aufschlüsselung nach Alter zeigt jedoch, dass Wohneigentümer im Rentenalter der
Initiative signifikant häufiger zustimmten. Als nicht ausschlaggebend für den
Stimmentscheid erwies sich das Haushaltseinkommen. Laut VOX-Analyse war der
entscheidende Faktor die persönliche Bedeutung, welche die Stimmenden dem
Abstimmungsgegenstand beimassen. Im Vergleich zu den anderen beiden
Abstimmungen vom 23. September (Passivrauchschutz und Jugendmusikförderung), fiel
den Stimmenden der Entscheid zur Eigenmietwertbesteuerung schwer. Indiz dafür war,
dass bei 51% der Stimmenden die Meinungsbildung innerhalb der letzten beiden
Wochen vor Abstimmungstermin stattfand. Die Argumente, dass Personen im
Rentenalter sich den Erhalt des Eigenheims mit bestehender Regelung nicht mehr
leisten können, sowie dass ein fiktives Einkommen nicht besteuert werden kann, fanden
unter den Befürwortern der Initiative massive Unterstützung (81%, resp. 80%). Im
ablehnenden Lager erhielt das Argument, die Initiative führe zu einer
Ungleichbehandlung zwischen Erwerbstätigen und Rentnern, resp. Mietern und
Eigentümern, mit 68% am meisten Zustimmung. Weiter unterstützten 54% der
Initiativgegner das Argument, dass die Besteuerung des Eigenmietwertes zu
Steuerausfällen führen würde. Noch mehr Initiativbefürworter verwarfen dieses
Argument jedoch (68%). Im Weiteren brachten die Befürworter die Präferenz für eine
generelle Abschaffung des Eigenmietwertes leicht häufiger als Stimmmotiv ein als die
Gegner der Initiative (8% zu 5% Erstnennungen). Ein bundesrätlicher Entwurf in Form
eines indirekten Gegenvorschlages, welcher die generelle Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung gefordert hätte, war im Vorjahr durch Nichteintreten in den
beiden Parlamentskammern noch erledigt worden. 68
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Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Selon l’analyse VOX, ce vote a montré un net fossé entre la gauche et la droite, le
comportement des votants coïncidant avec les recommandations des partis auxquels ils
s’identifient. Demi surprise, les sympathisants de l’UDC ont plus fortement soutenu
l’initiative que les sympathisants du PRD (60 contre 53%). Moins surprenant,
l’importance accordée à l’environnement par rapport à la croissance économique a
coïncidé avec le comportement à l’urne. Mais le résultat le plus troublant de l’analyse
VOX concerne le degré de compréhension de l’objet soumis à votation. Seul un tiers
des sondés a pu se rappeler qu’il s’agissait d’une restriction du droit de recours des
organisations. Plus remarquable encore, un tenant du « oui » sur cinq était
apparemment hostile à cet objet (d’après les motifs invoqués). Ce phénomène a
également été observé dans le camp adverse pour 9% des tenants du « non », de telle
sorte que l’analyse a conclu que « l’effet des faux-votants » était quasi nul. Concernant
les arguments mentionnés par les sondés pour justifier leur vote, les partisans de
l’initiative ont principalement invoqués les usages abusifs du droit de recours par les
organisations de protection de l’environnement. Cependant, une majorité des sondés,
indépendamment de leur vote en faveur ou contre l’initiative, a estimé non seulement
que le droit de recours des organisations avait fait ses preuves mais également que les
organisations devaient pouvoir porter plainte en cas de violation des lois en vigueur. 69
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Die neue, im Auftrag des Bundesrates erstellte Nachbefragung, die seit dem Herbst
2016 nicht mehr länger durch gfs.bern in Kooperation mit verschiedenen Universitäten
verfasst, sondern vom Schweizer Kompetenzzentrum Sozialwissenschaften (FORS) und
dem Zentrum für Demokratie Aarau (ZDA) in Zusammenarbeit mit dem Umfrageinstitut
LINK durchgeführt wird, führte verschiedene Gründe für das Scheitern der
Volksinitiative "Grüne Wirtschaft" ins Feld. Gemäss der sog. VOTO-Studie waren
sowohl Zweifel an der Umsetzbarkeit (für 15% das erstgenannte Argument) als auch die
Angst, dass die Initiative der Wirtschaft schade (17%), ausschlaggebend für ihre
ablehnende Haltung. Für wieder andere war die Ablehnung einer
Konsumbevormundung (9%) oder die Überzeugung, die Schweiz trage bereits
ausreichend zum Schutze der Umwelt bei (8%), entscheidend für ein Nein. Eine
beträchtliche Anzahl der Nein-Stimmenden (14%) gab auch an, bei ihrem Entscheid
Empfehlungen gefolgt zu sein, wobei diese Empfehlungen in erster Linie vom Bundesrat
stammten. Auf der anderen Seite war das ausschlaggebende Argument für eine
Unterstützung der Volksinitiative klar die Förderung des Umweltschutzes (41%). Auf
stärkere Zustimmung stiess das Anliegen bei der jüngsten Generation der
Stimmberechtigten – bei dieser sogar auf mehrheitliche – und bei der
Stimmbürgerschaft mit universitärem Bildungshintergrund. Auffallend war die
vergleichsweise tiefe Unterstützung bei der SP-Anhängerschaft: Während
Sympathisantinnen und Sympathisanten der Grünen der Volksinitiative ihrer Partei mit
87% zustimmten, betrug die Zustimmungsrate bei der Gefolgschaft der SP lediglich
63%. Ferner zeigten die Auswertungen, dass Mitte-Wählerinnen und -Wähler in der
Romandie deutlich besser von den Befürwortern abgeholt worden waren als in der
Deutschschweiz. 
Interessanterweise äusserte knapp die Hälfte der Nein-Stimmenden ihre Zustimmung
zu zentralen Pro-Argumenten und somit indirekt auch zu allfälliger staatlicher
Intervention: 47% aller Nein-Stimmenden erachteten die Initiative als wichtig, damit die
Wirtschaft einen grösseren Beitrag zum Umweltschutz leiste, und die Hälfte der Nein-
Stimmenden hatte nichts dagegen, dass die Initiative zu Gunsten der Konsumentinnen
und Konsumenten Unternehmen zwingen könnte, langlebigere Produkte herzustellen.
Auf der gegnerischen Seite verfingen hingegen die Argumente, die Initiative trage zur
Verteuerung von Produkten bei (55%) und zwinge die Bürger, ihren Lebensstil zu ändern
(42%), ebenfalls relativ gut bei den Ja-Stimmenden. Nicht zuletzt zeigte sich auch
betreffend die Zustimmung zu zentralen Argumenten im Abstimmungskampf ein
Röstigraben: 81% aller Stimmenden in der Romandie zeigten sich überzeugt, dass der
Förderung umweltschonender Technologien die Zukunft gehöre. Dieses Argument
wurde in der Deutschschweiz von 59% der Stimmenden unterstützt. 70
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medizinische Forschung

Wie die Vox-Analyse dieses Urnengangs zeigte, wurde die Vorlage in erster Linie in
grossstädtischen Agglomerationen sowie von den, jüngeren Stimmberechtigten und
Personen mit höherer Schulbildung angenommen. Das liberale Gegenargument einer zu
restriktiven Regelung scheint kaum eine Rolle gespielt zu haben, ganz im Gegensatz zur
christlich-ethischen Opposition, welche sich bei der Ablehnung recht deutlich
auswirkte. Ausgesprochen hoch war die Zustimmung im linken Spektrum. Die
Gegnerschaft aus diesen Kreisen (Frauen, Behinderte, Grüne und Alternative) fand
demnach keine breite Abstützung. 71
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Suchtmittel

Die Vox-Analyse dieses Urnengangs bestätigte die ersten Eindrücke. Zwischen der
Deutschschweiz und der Romandie und zwischen städtischen und ländlichen Gebieten
war diesmal kein Graben auszumachen. Hingegen spielten das Alter und die
Kirchenbindung der Stimmenden eine entscheidende Rolle im Abstimmungsverhalten.
Die unter 40-jährigen, die nie zur Kirche gehen, lehnten die Initiative mit 95% Nein-
Stimmen am deutlichsten ab, während die über 60-jährigen Kirchgänger mit 55% Ja-
Stimmen die einzige demographische Gruppe stellten, welche dem Begehren
zustimmte. Die anderen Merkmale wie Geschlecht, Zivilstand und Ausbildung hatten
keinen wesentlichen Einfluss. Spürbare Unterschiede konnten hingegen zwischen den
gesellschaftlichen Schichten beobachtet werden: So sprachen sich bei den Landwirten
am wenigsten für die Initiative aus (15%), während die unqualifizierten Arbeitskräfte ihr
am stärksten zustimmten (41%). 72
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Gemäss der Vox-Analyse dieser Abstimmung führte diese Initiative insgesamt nicht zu
einer starken Polarisierung der politischen Szene, wie dies bei der Vorlage “Jugend
ohne Drogen” der Fall gewesen war. Der Abstand zwischen der Zustimmung durch
Sympathisanten der SP und SVP, der im Vorjahr noch 50 Prozentpunkte betragen hatte,
fiel auf 22. Offenbar folgten viele SP-Anhänger mehr den Empfehlungen von
Bundesrätin Dreifuss als der – ohnehin halbherzigen – Parole ihrer Partei. Neben
leichten Unterschieden im Stimmverhalten zwischen Stadt und Land machte die
Untersuchung vor allem einen Generationskonflikt aus. 41% der 18- bis 29-jährigen
stimmten für die Initiative, aber nur 10% der über 60-jährigen. Aber auch hier fand,
verglichen mit der Abstimmung über “Jugend ohne Drogen” eine Annäherung der
Standpunkte statt, indem die Divergenz zwischen der eher jüngeren und der älteren
Generation von damals 40 Prozentpunkten auf 29 zurückging. 73
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Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Die Nachanalyse zur Abstimmung über die Volksinitiative „Für ein bedingungsloses
Grundeinkommen“, basierend auf rund 1'500 in den zwei Wochen nach der
Abstimmung durchgeführten Telefoninterviews, wurde im August 2016 publiziert. Sie
ergab, dass die Initiative bei allen politischen und sozialen Gruppen mehrheitlich auf
Ablehnung gestossen war und auch im ganz linken Teil des politischen Spektrums keine
Mehrheit gefunden hatte. Jedoch erwiesen sich die Sympathisanten und
Sympathisantinnen der linken Parteien als gespaltener denn das rechte Lager: Jene der
Grünen Partei, welche die Ja-Parole herausgegeben hatte, nahmen die Initiative knapp
an (56%), jene der SP, welche für ein Nein plädiert hatte, stimmten zu 39% mit Ja. Die
höchste Zustimmung erreichte das Anliegen bei jüngeren Personen aus städtischen
Gebieten, welche sich für mehr soziale Gerechtigkeit und einen stärkeren Staat
aussprachen. Bei den Ja-Stimmenden stand die Reduktion der Ungleichheit sowie eine
Reflexion über das Verhältnis zwischen Wirtschaft und Gesellschaft bzw. Arbeits- und
Privatleben im Vordergrund. Die Nein-Stimmenden stellten insbesondere die
Finanzierbarkeit der Initiative in Frage und kritisierten, ein Grundeinkommen würde
den Anreiz zur Erwerbstätigkeit senken. 74
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Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der Vox-Analyse dieses Urnengangs erschien die parteipolitische Positionierung als
das dominante Erklärungsmoment für den Stimmentscheid. Mit 83% Nein verwarfen die
Sympathisanten der SP die Revision wuchtig. Die FDP konnte eine Mehrheit (56%) ihrer
Anhängerschaft von ihrer Ja-Parole überzeugen. Dies gelang der CVP lediglich zu 46%
und der SVP sogar nur zu 41%. Die Deutschschweiz stimmte mit 35% Ja-Stimmen eher
zu als die Welschschweiz (25%), doch war der Unterschied nicht mehr so relevant wie in
früheren Abstimmungen zur AHV. Anders als bei der 10. AHV-Revision nahmen die
Männer mit 38% Ja deutlich stärker an als die Frauen (25%), wobei der Unterschied
(ausser bei den über 70-Jährigen) linear mit dem Alter zunahm. Die 50- bis 59-jährigen
Männer nahmen die Revision sogar knapp an, während die Frauen der gleichen
Altersklasse sie zu 80% ablehnten. Als Entscheidmotiv wurde von den Befürwortern
mehrheitlich die Sicherung der Sozialwerke genannt; die Gründe der Gegner waren
weniger einheitlich, artikulierten aber doch zu einem grossen Teil die Sorge um die
Errungenschaften des Sozialstaats. 75
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Die Voto-Studie zur Abstimmung über die Volksinitiative „AHVplus: für eine starke
AHV“ vom 25. September 2016, erstellt am Zentrum für Demokratie Aarau, erschien im
November. Im Nachgang der Abstimmung waren 1’575 Stimmberechtigte zu ihrem
Abstimmungsentscheid, ihren Motiven und weiteren Faktoren telefonisch befragt
worden. Die Analyse ergab, dass insbesondere Zweifel an der Finanzierbarkeit der AHV-
Erhöhung diese zu Fall gebracht hatten. Auch dass Argument, dass die bedürftigsten
Rentnerinnen und Rentner nichts von der Erhöhung gehabt hätten, erwies sich als
wichtig. Nichtsdestotrotz betonten die Befragten mehrheitlich ihre Sympathie für die
AHV und erläuterten, diese biete die sicherste Altersvorsorge und sollte deswegen
gegenüber der zweiten Säule gestärkt werden. Als massgeblich für den Urnenentscheid
erwies sich dennoch die Parteibindung: Stimmende, welche mit der SP oder der grünen
Partei sympathisieren, stimmten „AHVplus" mehrheitlich zu, während die
Sympathisantinnen und Sympathisanten aller anderen Parteien das Anliegen
mehrheitlich ablehnten. Am deutlichsten taten dies die Stimmenden mit FDP-
Parteibindung. Sowohl bei der SVP als auch bei der SP wich rund ein Drittel der
Anhängerinnen und Anhänger von der Parteiparole ab. Der im Vorfeld der Abstimmung
oft heraufbeschworene Generationengraben manifestierte sich weniger akzentuiert als
erwartet: Zwar legten die jungen Stimmberechtigten überwiegend ein Nein ein, auch
bei älteren Stimmenden fand die Initiative jedoch keinen eindeutigen Zuspruch. 76
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Invalidenversicherung (IV)

Die Vox-Analyse dieser Abstimmung kam denn auch zum Schluss, dass von den
untersuchten sozio-demographischen Merkmalen keines einen entscheidenden
Einfluss auf das Abstimmungsverhalten hatte. Am ehesten gab noch die Sachkenntnis
sowie – in geringerem Ausmass – die Einordnung auf der Links/Rechts-Achse den
Ausschlag, indem sich die Sympathisanten der linken Parteien noch etwas stärker für
die Beibehaltung aussprachen. Am meisten verfangen hatte offenbar das Argument,
dass die Abschaffung der Viertelsrenten keine echten Einsparungen gebracht hätte. 77
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Erwerbsersatzordnung (EO)

Die Vox-Analyse zu diesem Urnengang wies nach, dass bei dieser Abstimmung nicht nur
der Gegensatz Deutschschweiz-Romandie seine Rolle gespielt hatte, sondern alle
sozio-demographischen Merkmale, welche in den letzten Jahren bei kontroversen
Abstimmungen beobachtet werden konnten. Deutlich war der Unterschied unter den
Generationen: Die Vorlage wurde von den Jüngeren (bis 40 Jahre), welche von der MSV
hätten profitieren können, mehrheitlich angenommen (zwischen 57% und 66%),
während ihr die Älteren, welche für ihre Alterssicherung letztlich auf die Unterstützung
der kommenden Generationen angewiesen sind, die Solidarität verweigerten (32% bis
42%). Genau so deutlich war einmal mehr der Unterschied zwischen Stadt und Land:
rund 57% der stimmberechtigten Bevölkerung in den grossen Städten nahm die Vorlage
an gegenüber nur 38%in ländlichen Gebieten. Ebenso stark fiel die Ausbildung ins
Gewicht: Personen mit reiner Grundschulausbildung sagten nur zu 35% Ja, jene mit
Universitätsabschluss zu rund 60%. Einmal mehr war auch die Parteisympathie
ausschlaggebend: 85% der Personen, die der SP nahe stehen, stimmten der Vorlage zu,
gegenüber 42% bei der CVP, 38% bei der FDP und 4% bei der SVP. 78
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Gemäss Vox-Analyse verhalf vor allem das gegenüber 1999 veränderte
Abstimmungsverhalten der Männer der Vorlage zum Durchbruch. Während in der
letzten Abstimmung lediglich 41% der Männer für einen bezahlten Mutterschaftsurlaub
votiert hatten, waren es diesmal 61%. Der Ja-Stimmenanteil der Frauen stieg von 44 auf
52%. Mit 81% am deutlichsten nahm die Generation der 18- bis 29-Jährigen die Vorlage
an. Der „Röstigraben“ brach weniger stark auf als 1999. Gleich wie damals nahm die
lateinische Schweiz die Vorlage deutlich an, während die Deutschschweiz sie ablehnte,
diesmal allerdings nur knapp mit 51% Nein-Stimmen (1999: 71%). Die Annäherung der
Sprachregionen war darauf zurückzuführen, dass die kleinen und mittleren
deutschschweizerischen Städte dem bezahlten Mutterschaftsurlaub jetzt klar
zustimmten. Die Sympathisanten der SVP legten zu 86% ein Nein in die Urne, jene der
SP zu 97% ein Ja. Die Anhängerschaften der FDP und CVP nahmen die Vorlage an,
allerdings nicht sehr deutlich. Als Hauptmotive für die Zustimmung wurden Gründe der
sozialen Gerechtigkeit, des nicht eingelösten Verfassungsauftrags und der
Familienpolitik genannt. 79
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Krankenversicherung

Die Vox-Befragung zur Abstimmung zeigte klar, dass die beiden Themenkreise
Solidarität (Obligatorium der Versicherung, unbeschränkte Leistungspflicht bei
Spitalaufenthalten) und Bedürfnis nach Eindämmung der Kostensteigerung die
wichtigsten Beweggründe für ein "Ja" waren. Die Nein-Stimmen rekrutierten sich
primär aus dem Lager jener, die einen Anstieg der individuellen Prämien
befürchteten. 80
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Die Vox-Analyse dieser Abstimmung zeigte, dass die Parteiparolen mehrheitlich befolgt
wurden, am deutlichsten von den Anhängerschaften der CVP und SVP mit
Neinstimmen-Anteilen von 95 resp. 93%. Dass die Initiative aber auch unter den SP-
Sympathisanten nicht unbestritten war, zeigt der beträchtliche Neinstimmen-Anteil von
41%. Bereits bei der Lancierung der Initiative war die SP gespalten gewesen; eine
bedeutende Minderheit in der Partei hätte einen alternativen, abgeschwächten
Initiativtext bevorzugt. Personen in sehr guten wirtschaftlichen Verhältnissen lehnten
die Initiative erwartungsgemäss überdurchschnittlich ab (84%). Aber auch die
Haushalte mit den tiefsten Einkommen stimmten etwas häufiger Nein (74%) als das
Mittel. Die Autoren der Studie erklärten dieses Stimmverhalten mit der Furcht vor
(ungewissen) Veränderungen; offenbar bevorzugten diese Personen den Status quo, bei
dem sie am meisten von Prämienverbilligungen profitieren. Auch sprachregionale
Differenzen beeinflussten den Stimmentscheid, aber nur in geringem Ausmass. 81
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Arbeitslosenversicherung (ALV)

Gemäss der Vox-Analyse des Urnengangs trugen vor allem die Frauen und die Jungen
zum ablehnenden Resultat bei. Das Stimmverhalten liess sich mit der individuellen
Arbeitssituation recht gut erklären. Die Pensionierten (59% Ja-Stimmen),
Selbständigerwerbenden (58%) sowie die Kader der Privatwirtschaft (54%) stimmten
dem Sparbeschluss zu. Die meisten anderen Berufskategorien bildeten eine ablehnende
Front, so die in der Privatwirtschaft Angestellten (52% Nein-Stimmen), die Kader und
Angestellten des öffentlichen Sektors (67% bzw. 58% Nein) und die Lehrlinge (58%). Am
deutlichsten verworfen wurde die geplante Kürzung der Arbeitslosentaggelder
naheliegenderweise von den Erwerbslosen selbst (59% Nein-Stimmen). Die Frauen
äusserten sich an den Urne skeptischer als die Männer. Nur 39% der befragten Frauen
gaben an, für die Sparvorlage gestimmt zu haben; bei den Männern waren es 52%.
Zudem wurde ein Generationenkonflikt sichtbar: Während bei den über 60-jährigen
der Ja-Anteil klar überwog, lehnten die jüngeren Personen die Vorlage mehrheitlich ab,
am deutlichsten die noch nicht 30-jährigen. Sehr klar trat bei der Nachbefragung ein
klassischer Links-Rechts-Gegensatz hervor. Die Linke lehnte den Beschluss wuchtig ab
(71% Nein), während die Rechte ihm genauso klar zustimmte. Das Gefälle zwischen den
politischen Lagern trat in der Romandie deutlicher hervor als in der Deutschschweiz. 82
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Die Vox-Analyse zur Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes zeigte, dass das
Abstimmungsverhalten weitgehend von der Parteisympathie für die SP, deren Anhänger
die Vorlage zu 77% ablehnten, und von den Vorstellungen der Rolle des Staates in der
Wirtschaft bestimmt waren. Letzteres erklärt, weshalb die stärker auf
Staatsintervention setzenden SVP-Sympathisanten mit Ja-Stimmenanteilen von 67% die
Revision wesentlich weniger deutlich annahmen als jene der FDP mit 88%. Weitere
Verhaltensunterschiede traten in Bezug auf Alter, Sprachregionen und Erwerbstätigkeit
auf. Am deutlichsten wurde die Vorlage von den über 60-jährigen Stimmberechtigten
angenommen, die von der Revision nicht mehr betroffen sind, sowie von der
Altersklasse der 18- bis 29-Jährigen, allerdings nur von denen, die im Arbeitsprozess
integriert sind. Die Ablehnung in der Romandie wurde darauf zurückgeführt, dass die
Linke dort insgesamt stärker ist als in der Deutschschweiz, sowie auf die im
Durchschnitt doppelt so hohe Arbeitslosigkeit, weshalb es auch in der politischen Mitte
und bei der Rechten mehr Nein-Stimmen gab. Ein Vergleich mit der 1997 für die Linke
erfolgreichen Abstimmung gegen den dringlichen Bundesbeschluss zum AVIG vom
Dezember 1996 zeigte, dass die Niederlage der Linken und Gewerkschaften auf die
geringere Unterstützung durch die eigene Klientel zurückzuführen war. Besonders
ausgeprägt fiel diese Aufweichung der Nein-Front in der Romandie aus, wo die
Gewerkschaften 1997 noch auf eine fast 100%-ige Unterstützung der Linken hatten
zählen können. Die zweite auffallende Veränderung im Stimmverhalten war das
Verschwinden des Unterschieds zwischen Frauen und Männern, der 1997 noch 13
Prozentpunkte betragen hatte. Während damals die Frauen, egal ob erwerbstätig oder
nicht, deutlich gegen die Revision gestimmt hatten, verhielten sie sich diesmal gleich
wie die Männer.
Auf Antrag des EVD beschloss der Bundesrat Ende November, die AVIG-Revision auf der
Beitragsseite vorzuziehen und die Lohnbeiträge auf den 1. Januar 2003 entsprechend
zu senken. 83
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Gemäss der Vox-Analyse waren für das deutliche Resultat in erster Linie römisch-
katholische und CVP-nahe Bevölkerungsteile ausschlaggebend, während die
Protestanten nur knapp zustimmten. Die Befürworter machten für ihren Entscheid
weniger das Grundrecht der Religionsfreiheit als vielmehr die gesellschaftliche
Entwicklung geltend, die konfessionelle Ausnahmeartikel nicht mehr rechtfertige.
Demgegenüber befürchteten die Gegner vor allem eine Stärkung der Macht der
katholischen Kirche, insbesondere des Vatikans. 84
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Die Vox-Analyse der Abstimmung zeigte, dass das Stimmverhalten stark vom Links-
Rechts-Gegensatz gekennzeichnet war. Die politische Mitte, welche der Initiative nur in
jedem dritten Fall ablehnend gegenüberstand, trug somit wesentlich zum Ausgang der
Abstimmung bei. Im Gegensatz zu den nach den Abstimmungen geäusserten
Vermutungen, dass viele linke Frauen die Initiative unterstützt hätten, zeigte die Vox-
Analyse ein anderes Bild: Frauen aus dem linken Lager stimmten mit 16% der Initiative
sogar noch weniger häufig zu als linke Männer (21%). Im rechten Lager stiess die
Initiative jedoch bei den Frauen auf stärkere Zustimmung. Als stärkste soziostrukturelle
Erklärungsgrösse zum Abstimmungsverhalten identifizierten die Autoren der Vox-
Analyse die Bildung. Während drei Viertel aller Personen mit Lehrabschluss ein Ja in die
Urne legten, waren es bei den Fachhochschul- und Universitätsabgängern noch deren
34%. Ferner stimmten Personen, die der Einwanderung von Ausländern negativ
gegenüberstehen und solche, welche für eine traditionsbewusste Schweiz einstehen,
der Initiative überaus deutlich zu. Interessant war jedoch, dass auch Personen, welche
eine Chancengleichheit von Schweizern und Ausländern befürworten und solche, die
ein modernes Bild der Schweiz vertreten, in knapp 40% der Fälle die Initiative
unterstützten. Auch die Stimmenden, welche von einer sehr guten Verträglichkeit der
schweizerischen und der islamischen Lebensweise ausgehen, stimmten der Initiative
mit 49% Ja-Anteil zu. Das Abstimmungsergebnis ist somit nicht allein als Ausdruck der
Fremdenfeindlichkeit zu verstehen. Die Hauptargumente der Pro-Seite, dass das
Minarett ein reines Machtsymbol darstelle, ein Zeichen gegen die Islamisierung des
Westens gesetzt werden müsse und die Ausübung der christlichen Religion in
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islamischen Staaten ebenfalls eingeschränkt wird, führten laut den Autoren der Studie
zum Abstimmungserfolg: Über 80% der Ja-Stimmenden unterstützten diese Aussagen
jeweils. Dem Hauptargument der Gegner, dass das Minarettverbot gegen die
Menschenrechte verstosse, stimmten jedoch nur 62% der Nein-Stimmenden zu. Das
Argument, dass der Islam die Frau unterdrücke, schien ebenfalls nicht massgebend zum
Abstimmungserfolg beigetragen zu haben, obwohl dem 87% der Befürworter
zustimmten. Auch über drei Viertel der Gegner stützten diese Aussage, waren aber
offensichtlich nicht der Ansicht, dass ein Minarettverbot zur Lösung dieses Problems
beitragen könne. 85

Medien

Radio und Fernsehen

Die offizielle Nachbefragung zur No-Billag-Initiative (VOTO-Studie) zeigte die
Bedeutung eines starken Service public und einer starken SRG für die Bevölkerung als
Hauptgründe für die Ablehnung der Initiative. Die Studie legte ebenfalls dar, dass 73
Prozent der befragten Personen der SRG ein hohes bis sehr hohes Vertrauen
entgegenbringen. Beinahe gleich viele Personen, resp. 70 und 69 Prozent der Befragten,
gaben an, das TV- oder Radio-Angebot täglich zu nutzen, und schätzten die SRG-
Programmqualität als gut bis sehr gut ein. Auch dies waren zentrale Motive für den
ablehnenden Stimmentscheid. Als Hauptargument für die Ja-Stimmenden entpuppten
sich die Kosten; ein Drittel der Befürwortenden nannte dieses Stimmmotiv als Erstes.
Ein Viertel der Befürwortenden zeigte sich in erster Linie kritisch gegenüber der SRG
und ihren Programmen. Libertäre Argumente wie die volle Entscheidungsfreiheit bei
der Programmwahl und ein Verlangen nach freiem Wettbewerb auf dem
Informationsmarkt waren für 17 Prozent der Ja-Stimmenden ausschlaggebend. Mit 60
Prozent zeigte sich eine Mehrheit der Befragten überzeugt, dass die SRG bei Annahme
der Initiative nicht fortbestehen könne. Nichtsdestotrotz standen die
Befragungsteilnehmenden der SRG nicht unkritisch gegenüber. Eine Mehrheit von 58
Prozent erachtete die SRG als zu gross und teuer und vertrat die Ansicht, dass deren
Angebot reduziert werden sollte.
Sehr geschlossen gegen die Initiative stimmten Anhängerinnen und Anhänger des linken
Lagers. Sympathisantinnen und Sympathisanten der CVP und GLP verwarfen die
Initiative ebenfalls deutlich mit 84 respektive 85 Prozent. Innerhalb der FDP-
Anhängerschaft fanden sich 73 Prozent Nein-Stimmende. Ein Ja-Anteil von 54 Prozent
bei den SVP-Sympathisierenden zeigte die Gespaltenheit der Volkspartei-Basis in
dieser Frage. Interessanterweise verwarfen gerade die digital-affinen Millenials die
Initiative am wuchtigsten: Gemäss VOTO-Studie stimmten ihr nur 20 Prozent der 18- bis
29-Jährigen zu. 86
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Medienpolitische Grundfragen

Eine UNIVOX-Umfrage über das Verhältnis der Bevölkerung zu den Medien zeigte auf,
dass immer weniger Menschen Vertrauen in die Unabhängigkeit der Medien setzen: Nur
noch 30% (1988 und 1990: 40%) der Befragten glaubten, dass die Medien sich gegen
wirtschaftliche und politische Druckversuche behaupten können. Insgesamt wurden die
Medien trotzdem als verlässliche Informationsquellen bezeichnet. Die Glaubwürdigkeit
der Printmedien nahm gegenüber 1988 bei den Befragten sogar um 5% auf 68% zu,
hingegen nahm jene von Radio und Fernsehen leicht ab. 87
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

Welche Partei steht ihrer Basis am nächsten? Dieser Frage ging eine Studie nach, die
sich auf die VOX-Abstimmungsnachanalysen stützte und einen Vergleich des
Abstimmungsentscheids der Stammwählerinnen- und Stammwählerschaft mit der
Parteiparole anstellte. Dabei zeigte sich, dass die Basis der Grünen lediglich bei 6
Prozent aller  eidgenössischen Abstimmungen zwischen 2004 und 2014 mehrheitlich
von der Parole ihrer präferierten Partei abwichen, die BDP-Basis hingegen bei 16
Prozent. Zwischen diesen beiden Extremen fanden sich die SP (7%), die FDP und die
GLP (je 13%), die SVP (14%) und die CVP (15%). 
Die Verortung der Abstimmungen in einen politischen Raum, der die Dimensionen
«links-rechts» und «konservativ-progressiv» umfasste, zeigte zudem, dass sich die
Basis aller Parteien jeweils weniger extrem positioniert als die Partei selber. Mit
anderen Worten finden sich die Sympathisantinnen und Sympathisanten von SP und GP
im politischen Raum weniger weit links und weniger progressiv als ihre Partei, während
die Anhängerinnen und Anhänger von GLP, BDP, CVP und FDP relativ zur Parteiposition
jeweils etwas stärker links und konservativer verortet werden als ihre präferierte Partei.
Weniger stark rechts als ihre Partei scheinen sich auch die Stammwählerinnen und
Stammwähler der SVP einzuschätzen. Auf der Achse «konservativ-progressiv» verorten
sich die Anhängerinnen und Anhänger der SVP allerdings gar noch konservativer als die
Position ihrer Partei dies vermuten liesse. 88
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MARC BÜHLMANN

Grosse Parteien

Wie die VOX-Analyse der Nationalratswahlen zeigte, nahm unter der FDP-
Wählerschaft die Gruppe von Personen in leitenden Positionen und jene der mittleren
Angestellten weiter zu, während die Anteile der einfachen Angestellten, Arbeiter und
Bauern rückläufig waren. Gewählt wird die Partei immer mehr von älteren Leuten – die
Wählerschaft im Rentenalter bildete knapp einen Viertel – und von Menschen, die in
kleineren oder mittleren Städten leben. Auffallend hoch in der Wählerschaft der FDP ist
die Identifikation über den politischen Stil und über die prinzipielle Weltanschauung;
dies widerspricht der allgemeinen Tendenz der Themen- und Personenorientierung.
Der Verlust eines Teils der Wählerschaft wird in der Studie dadurch erklärt, dass die
Partei in Fragen der Asyl-, Europa- und Umweltpolitik, die der FDP-Wählerschaft als
wichtigste Probleme erscheinen, zu wenig oder nicht geschlossen auftrat.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die VOX-Analyse ergab, dass die SP – wie auch die SVP – über eine wesentlich jüngere
Wählerschaft verfügt als die FDP und die CVP. Wie bei keiner anderen Partei
dominierten unter den Wählern und Wählerinnen der SP die mittleren Angestellten
und Beamten; der Anteil der einfachen Angestellten und Arbeiter entsprach bei der
ehemaligen Arbeiterpartei hingegen dem Mittel aller Parteien.
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MATTHIAS RINDERKNECHT

Die VOX-Analyse zeigte, dass die Wählerschaft der SVP zwar immer noch zu einem
beträchtlichen Teil aus der Landwirtschaft stammt, dass sie aber auch jünger ist als
diejenige der FDP und der CVP.

STUDIEN / STATISTIKEN
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MATTHIAS RINDERKNECHT

Wie die VOX-Analyse aufzeigte, ist die Wählerschaft der CVP überaltert; mehr als ein
Fünftel der Wählerschaft ist im Rentenalter, der grösste Teil wird durch die Kategorie
der 40-64jährigen gebildet. Obwohl der Anteil der Bauern weiter zurückging, blieb die
CVP eine Partei der ländlichen Gebiete, und das katholische Fundament der Politik
bildet weiterhin ihre unbestrittene Basis. Der Rückgang der CVP-Wählerschaft machte
sich vor allem in den durch populistischen Protest geprägten Kantonen Tessin, Aargau,
Zürich, St. Gallen und Solothurn bemerkbar.
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